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Auch wenn kein direkter Bezug 
zum Ukraine-Krieg besteht, kann 
eine „Zeitenwende“ eingefordert 
werden. Unter dem propagandisti-
schen Motto „Es gilt die Lehren aus 
der Abhängigkeit vom russischen 
Gas zu ziehen“ werden die zukünf-
tigen ökonomischen Beziehungen zu 
China zur Diskussion gestellt. Die 
(potenziellen) ökonomischen Folgen 
einer zunehmenden Konfrontation 
mit China sind deshalb ebenfalls 
Thema dieses Artikels. 

Dagegen werden die Auswirkun-
gen auf die russische Wirtschaft nicht 

behandelt. Vor allem deshalb, weil 
es zur Zeit schwierig ist, dazu genü-
gend zuverlässige Informationen zu 
erhalten.

Nur die realistische Einschätzung 
der Ausgangslage erlaubt die Beurtei-
lung von Folgen. Deshalb erfolgt zu-
erst eine Beschreibung des Zustandes 
der kapitalistischen Weltwirtschaft 
einschließlich der Entwicklungen 
und Veränderungen, die bereits vor 
Beginn des Krieges und unabhängig 
von diesem zu beobachten waren.

Seit Bundeskanzler Scholz im 
Zusammenhang mit dem 
100 Milliarden-Sonderver-

mögen für die Bundeswehr von ei-
ner „Zeitenwende“ gesprochen hat, 
erlebt dieses Wort eine Konjunktur. 
Unter Verweis auf den Krieg in der 
Ukraine wird jetzt für immer mehr 
Bereiche eine „Zeitenwende“ diag-
nostiziert.

Was immer man von diesem 
Schlagwort hält, der Ukraine-Krieg 
ist ohne Zweifel eine Zäsur, politisch 
und ökonomisch. Deutschland ist 
aus mehreren Gründen von dieser 
Zäsur besonders betroffen. Im fol-
genden soll deshalb versucht wer-
den, die direkten und indirekten 
ökonomischen Folgen des Ukraine-
Krieges etwas genauer zu untersu-
chen. 

Der Fokus liegt dabei nicht auf 
dem kurzfristigen Krisenmanage-
ment der Regierungen (wie z.B. „Gas-
preisbremse“ und ähnliche Maßnah-
men). Es geht vielmehr darum, die 
längerfristigen Auswirkungen für 
die Weltwirtschaft und besonders für 
Deutschland einzuschätzen. 
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In eigener Sache

Der Krieg in der Ukraine dauert nun 
schon über ein Jahr und ein Ende ist nicht 
in Sicht. Den Berichten nach ist er gegen-
wärtig in das Stadium eines Abnutzungs-
krieges eingetreten, der vom Westen mit 
immens hoher militärischer Unterstüt-
zung für die Ukraine befeuert wird. Nach 
der Zusage von Kampfpanzern kamen 
prompt die ukrainischen Forderungen 
nach Kampfjets, Raketen und (geächte-
ter) Streumunition. Diesen Forderungen 
wurde vorerst (noch) eine Absage erteilt. 
Lediglich der englische Premierminister 
hat laut über Kampfjets nachgedacht, 
auch um vom innenpolitischen Desaster 
in England abzulenken. Trotz der immen-
sen militärischen Unterstützung durch 
USA, EU und NATO sowie der beispiel-
losen Sanktionen gegen Russland ist es 
bis jetzt noch nicht gelungen, Russland 
zu „ruinieren“. Auch die Bemühungen, 
Russland weltweit zu isolieren, tragen 
noch nicht die gewünschten Früchte.

Im Gegenteil: allmählich werden die 
Länder des globalen Südens ungeduldig, 
was diesen „innereuropäischen“ Waf-
fengang betrifft. Angesichts des zuneh-
menden Hungers und der Verelendung 
von vielen Millionen in den betroffenen 
Ländern sowie der „eigenen“ Kriege und 
Konflikte in Afrika und Asien, die kei-
nen Deut weniger menschenverachtend 
verlaufen als in der Ukraine, sind mehr 
und mehr Regierungen nicht mehr bereit, 
die westlichen Standardverurteilungen 
Russlands – und vor allem die Sanktio-
nen – mitzutragen. Die kühlen Antworten 
von Modi und Lula auf die Avancen, sich 
eindeutig gegen Russland zu positionie-
ren, die ihnen Kanzler Scholz machte, 
sprechen für sich. 

Angesichts des Sterbens und der ver-
heerenden Zerstörungen in der Ukraine 

gibt es in Deutschland erste Aufstehver-
suche der Friedensbewegung, initiiert von 
Sarah Wagenknecht und Alice Schwarzer 
mit dem „Manifest für Frieden“. Von vie-
len ehemaligen Militärberatern wird die 
Situation so eingeschätzt, dass es keinen 
militärischen Sieg geben wird und dass 
Verhandlungen möglichst schnell in die 
Wege geleitet werden sollten. Also, Ver-
handlungen jetzt und nicht erst noch 
mehr Tod und Verwüstung. Das Manifest 
wurde bis jetzt von 750.000 Menschen 
unterzeichnet. Auf der Demonstration in 
Berlin protestierten bis zu 50.000 Men-
schen, obwohl sie im Vorfeld im Trommel-
feuer der Medien und fast aller Parteien 
standen und als fünfte Kolonne Putins 
und Friedensheuchler gebrandmarkt wur-
den. Ihre Forderung an den Bundeskanz-
ler: ein sofortiger Stopp der Eskalation 
der Waffenlieferungen. Er sollte sich auf 
deutscher wie europäischer Ebene an die 
Spitze einer starken Allianz für einen Waf-
fenstillstand und für Friedensverhandlun-
gen setzen. Jetzt! 

Das Manifest bleibt zwar in einigen 
Aussagen zwangsläufig recht vage und aus 
unserer Sicht fehlen auch einige wichtige 
Aussagen und Hintergründe, aber es ist 
das Einzige, was jetzt da ist und sollte 
deswegen auch Unterstützung finden. 

Bezeichnend für die Gespaltenheit 
der Linkspartei ist die Verleugnung ihrer 
eigenen Grundsätze.

In der Zwischenzeit werden die Dro-
hungen der USA gegen China lauter; 
im Schlepptau die EU-Vasallen und die 
NATO. Die USA wollen ihre ins Wanken 
geratene wirtschaftliche Vormachtstel-
lung sichern und drohen – nicht nur – 
mit einem Wirtschaftskrieg. Da werden 
angebliche Wetterballons abgeschossen, 
eine angekündigte Friedensinitiative Chi-
nas wird mit der Warnung vor Waffenlie-
ferungen an Russland gekontert und der 
Ausschluss chinesischer Technologien 
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aus westlichen Märkten ist inzwischen 
übliche Praxis. Es soll keine neuen „Ab-
hängigkeiten“ geben. In den ungleichen 
Wirtschaftsbeziehungen zu den weniger 
industrialisierten Staaten war der Westen 
bislang weniger empfindsam. Da sind 
Abhängigkeiten kein Thema, solange 
der Handel eigenen Profit abwirft und 
die Schulden der Gegenseite politische 
Einflussmöglichkeiten eröffnen. Um die 
eigene Bevölkerung darauf einzuschwö-
ren, dass „wir“ „die Guten“ sind, wird 
schon mal wieder der Systemgegensatz 
heraufbeschworen zwischen den freien 
westlichen Demokratien und den dikta-
torischen, unfreien (kommunistischen) 
Zwangssystemen. Damit soll verschleiert 
werden, dass es nichts anderes als der 
ganz normale weltweite Kapitalismus 
ist, der um Einfluss und Märkte kämpft 
und dabei nichts anderes anzubieten hat 
als sein ewiges Angebot: Aufschwung – 
Krise – Krieg.

Nach den verheerenden Erdbeben in 
der Türkei und in Syrien trat die Doppel-
moral einer „werteorientierten Außenpo-
litik“ bei den anschließenden Hilfslie-
ferungen deutlich zutage. Während die 
Hilfe für die Türkei sofort aufgenommen 
wurde, blieb, anfangs zumindest, Syrien 
sich selbst überlassen, weil „wir“ doch 
keinen Diktator unterstützen wollen. Und 
was ist mit der Bevölkerung? Eine zyni-
sche Moral.

Die Korruption im Bausektor in der 
Türkei könnte Erdogan bei den anstehen-
den Wahlen als Trümmer auf die Füße 
fallen. Wir werden uns auf unserem Se-
minar in München mit diesem Thema 
beschäftigen.

In Deutschland sind der Heiße Herbst 
und Winter, ja gar der befürchtete Auf-
stand, ausgeblieben; die Appelle der 
Politiker und der Medien, sowie die 
Trostpflästerchen und die Energiepreis-
bremse scheinen zumindest das bewirkt 
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Die Ausgangslage: eine 
kapitalistische Ökonomie mit 
gebremstem Wachstum und 
erhöhter Krisenanfälligkeit

Die kapitalistischen Zentren 
(USA, Europa, Japan) befinden sich 
schon seit längerem (seit ca. 1973/74) 
in einer Phase, in der die Kapitalak-
kumulation weit von früher (z.B. in 
den 50er und 60er Jahren des 20. Jahr-
hunderts) erreichten Zuwachsraten 
entfernt ist. Seitdem zeigte die Wirt-
schaft, aus Sicht des Kapitals, unbe-
friedigende Wachstumsraten. Unter 
den gegebenen Bedingungen war es 
anscheinend für Teile des angehäuf-
ten Kapitals schwierig, immer wieder 
geeignete Verwertungsbedingungen 
im (häufig stagnierenden) produkti-
ven Sektor zu finden. Diese Kapitale 
verblieben tendenziell im Finanzsek-
tor und suchten dort eine Rendite, oft 
mittels rein spekulativer Geschäfte.

Zusätzlich waren verschiedene 
Krisenerscheinungen ständig präsent 
bzw. lösten sich in dichter Folge ab. 
Zu nennen wären z.B. das Entstehen 
der hohen Sockelarbeitslosigkeit in 
den 70er Jahren. Die Arbeitslosig-
keit ist immer noch vorhanden, auch 
wenn sie nicht mehr kontinuierlich 
ansteigt. Dann gab es mehrere Peri-
oden mit hohen Preissteigerungen 
(Höhepunkte auch in den 1970ern 
und jetzt wieder ganz aktuell). Es 
gab die Schuldenkrise in den 80er 
Jahren, die 1982 mit der praktischen 
Zahlungsunfähigkeit Mexikos be-
gann und hauptsächlich lateiname-
rikanische Staaten betraf, die Asien-
krise 1997 und vor allem, und bisher 
am tiefgreifendsten, die Finanzkrise 
von 2008.

In den Wirtschaftsstatistiken wird 
die Lage durch die relativ geringen 
Steigerungsraten des Bruttoinlands-
produkts (BIP) sichtbar. Die Investi-
tionsraten sind ebenfalls vergleichs-
weise niedrig. Die Kapazitäten der 
Betriebe sind oft nicht voll ausgelas-
tet. Es herrscht ein Zustand der laten-
ten Überakkumulation.

Auch das Produktivitätswachs-
tum ist im Vergleich zu früheren Pe-
rioden deutlich zurückgegangen. Das 
mag angesichts der vielen Berichte 
über die fortschreitende Digitalisie-

rung und den Einsatz von Robotern 
überraschend sein, ist aber eine gut 
belegte Tatsache. Die Steigerungsra-
ten der durchschnittlichen Arbeits-
produktivität sind in den letzten Jahr-
zehnten deutlich gesunken. So gab es 
z.B. in Deutschland zwischen 2007 
und 2019 nur einen durchschnittli-
chen Zuwachs von 0,6 Prozent der 
Wertschöpfung pro Erwerbstätigen-
stunde und pro Jahr. In früheren Zei-
ten lag diese Zuwachsrate um einiges 
höher (bis zu 3%). Deutschland ist 
kein Sonderfall. Die Zahlen für ande-
re Industrieländer sind ähnlich. 

Als Argument gegen die Diagno-
se einer kapitalistischen Wachstums-
schwäche könnte man auf die Statis-
tiken von Weltbank bzw. IWF ver-
weisen, die für die letzten Jahrzehnte 
noch ein beachtliches Wachstum des 
globalen BIP ausweisen. Aber die 
Aussage über die Wachstumsschwä-
che bezieht sich in erster Linie auf 
die alten kapitalistischen Zentren. Sie 
trifft nicht automatisch auch auf Wirt-
schaftsräume außerhalb der Zentren 
zu. Diese müssen aus verschiedenen 
Gründen differenzierter betrachtet 
werden. Und dann gibt es ein Land, 
das in mehrerer Hinsicht, aber beson-
ders in Bezug auf das Wachstum, eine 
Ausnahme darstellt, nämlich China 
(dazu später mehr).

Das Aufkommen der Ideologie 
des Neoliberalismus kann als Ver-
such gesehen werden, im Sinne des 
Kapitals Maßnahmen gegen die 
Wachstumsschwäche zu begründen 
und durchzusetzen. Das zentrale 
Versprechen des Neoliberalismus 
war, die kapitalistischen Wachstums-
kräfte wieder zu entfesseln. Propa-
giert wurden Privatisierungen und 
Deregulierungen und ganz allgemein 
ein „schlanker Staat“. Die Gewinne 
sollten gesteigert, die Investitionen 
angeregt und damit wieder höhere 
Wachstumsraten erreicht werden. 
Eine kräftig wachsende Wirtschaft 
würde letztlich größeren Wohlstand 
und Vorteile für alle bringen, so die 
Verheißungen der Ideologie.

Der Neoliberalismus konnte in 
der praktischen Politik und in den 
Köpfen Vieler erheblichen Einfluss 
gewinnen. Dieser Einfluss hält noch 
an, er ist noch keineswegs überwun-

zu haben; denn verstanden, was sie nun 
an Zuwendungen bekommen haben soll, 
hat die Bevölkerung bei dem irritierenden 
Hin und Her sicherlich nicht.

Die Tarifverhandlungen sind teilweise 
noch nicht abgeschlossen. Die Gewerk-
schaften habe Forderungen gestellt, die 
über den Inflationsausgleich hinauswei-
sen. Nach Jahren des Reallohnverlustes 
sind Streikbereitschaft und Motivation 
der Kolleg:innen hoch. Es ist zu hoffen, 
dass die Abschlüsse dann auch ent-
sprechend ausfallen. Verhängnisvoll für 
die Gewerkschaften wäre es, wenn die 
Führungen schlechte Abschlüsse mit 
schöngerechneten Ergebnissen und lan-
gen Laufzeiten, wie schon so oft, als Er-
folge verkaufen würden, dafür haben die 
Kolleg:innen nicht gestreikt. Der gerade 
erfolgte Abschluss im Postbereich lässt 
nichts Gutes erwarten.

Nun zur vorliegenden Nummer: Ein 
Genosse ist der Frage nachgegangen, 
ob es auch für die Wirtschaft eine Zei-
tenwende gibt und hat dazu einen Ar-
tikel verfasst. Es sind unruhige Zeiten, 
aber manche Dinge ändern sich nicht. 
Der diesjährige Oxfam-Bericht zeigt – es 
bleibt, wie es war: Die Reichen werden 
immer reicher; wir berichten. Mit den 
jüngsten Entwicklungen in Peru beschäf-
tigt sich einer unserer Südamerikaex-
perten. In einem ersten Teil geht er auf 
die Vorgeschichte des Putsches ein. Aus 
England berichtet unser Genosse von den 
jüngsten Entwicklungen. Zwei Nachdru-
cke aus der Arbeiterpolitik zu Bürgergeld 
und Holodomor, sowie ein Nachdruck aus 
Cuba Libre, der sich mit der schwierigen 
Lage auf der Insel befasst, runden diese 
Nummer ab.

Zuletzt noch eine Korrektur zum Nord-
irland-Artikel der letzten Nummer 218: 
In den abschließenden Absätzen ist der 
Begriff „Royalisten“ durch „Loyalisten“ 
zu ersetzen.

Wir möchten alle Interessierten auf 
unser Sommerseminar in München hin-
weisen. Es findet am 13./14.Mai statt. 
Voraussichtliche Themen sind die PTB 
Belgien, die Lage in der Türkei vor der 
Wahl und die Gewerkschaften nach den 
Tarifrunden.

Nun noch eine Bitte in eigener 
Sache: Um unsere Finanzlage ist es 
schlecht bestellt. Dieser Ausgabe liegt 
ein Zahlschein bei. Bitte begleicht eure 
ABOs bzw./ oder unterstützt unsere Ar-
beit mit einer Spende!

„Zeitenwende“ auch für die Wirtschaft?
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den. Viele von den Neoliberalen aus-
gegebenen Ziele wurden auch mehr 
oder weniger erreicht (Privatisierun-
gen, Sozialabbau, Verbilligung der 
Arbeitskraft durch Ausdehnung des 
Niedriglohnsektor und der Zunah-
me von prekären Arbeitsbedingun-
gen, etc.). Dadurch wurde generell 
die Position des Kapitals gestärkt, es 
fand eine Umverteilung von Unten 
nach Oben statt.

Bei seinem eigentlichen Ziel, näm-
lich der Entfesselung der Wachstum-
skräfte, ist der Neoliberalismus aber 
gescheitert. Das lässt sich nach Jahr-
zehnten neoliberal geprägter Politik 
feststellen. Das starke Wirtschafts-
wachstum, das die ökonomische 
Basis für die Lösung aller sonstigen 
Probleme hätte sein sollen, hat sich 
nicht eingestellt. 

Entfesselt wurden aber, durch 
Deregulierungen, die Finanzmärkte. 
Dorthin flossen große Mengen des 
nach Anlage suchenden Kapitals. Es 
ist deshalb nicht verwunderlich, dass 
die Krisen der letzten Jahrzehnte auf 
das engste mit der Finanzwelt ver-
bunden waren. Das trifft vor allem 
für die Finanzkrise ab 2008 zu und 
für alle direkt mit ihr verbundenen 
Folgekrisen (Euro-Krise, Spanien-, 
Irland-, Griechenlandkrise).

Die Finanzkrise erreichte durch-
aus die Qualität einer Systemkrise. 
Nach dem Bankrott des Bankhauses 

Lehman Brothers lag ein Zu-
sammenbruch des internati-
onalen Finanzsystem im Be-
reich des Möglichen, das eu-
ropäische Währungssystems 
war in Gefahr. Die Staaten 
und die Notenbanken muss-
ten massiv intervenieren. Die 
Aktivitäten der Staaten als 
Krisenmanager waren selbst-
verständlich auch im Sinne 
des Kapitals, es war in der Re-
gel der größte Nutznießer der 
Rettungsaktionen. Allerdings 
zeigten die staatlichen Ein-
griffe auch Resultate, die den 
ursprünglichen Zielen der 
Neoliberalen widersprechen.

Sichtbar wird das etwa 
bei der zunehmenden öffent-
lichen Verschuldung. Diese 
wird zwar in den Medien 
heftig beklagt, es wird stän-
dig mehr Sparsamkeit ge-
fordert und immer wieder 
werden Regeln aufgestellt, 

die die Verschuldung zügeln sollen 
(etwa die Maastrichtkriterien für 
die EU oder die Schuldenbremse in 
Deutschland). Aber letztlich kann die 
Begrenzung der Verschuldung nicht 
umgesetzt werden. Immer neue Kri-
sen (Finanzkrise, Pandemie, Krieg) 
erfordern neue Rettungsaktionen. So 
steigt in praktisch allen Ländern der 
Verschuldungsgrad immer weiter an.

Ein ganz ähnlicher Effekt zeigt 
sich bei der ökonomischen Rolle der 
Staaten. Ziel war es, staatliche Inter-
ventionen klein zu halten. Die diver-
sen Staatseingriffe, die während der 
Krisen erfolgten und auch aus Sicht 
der Neoliberalen erfolgen mussten, 
um weitere Krisenzuspitzungen zu 
verhindern, liefen dem Ziel eines 
schlanken Staates aber entgegen. Das 
Resultat war vielfach keine Schwä-
chung, sondern eher eine Stärkung 
der ökonomischen Rolle der Staaten. 
Deren Anteil am wirtschaftlichen 
Geschehen, z.B. gemessen am Staats-
anteil des BIP, ist keineswegs radikal 
geschrumpft.

Die Dominanz des Neoliberalis-
mus konnte also nicht verhindern, 
dass in der Realität ein erheblicher 
Teil der propagierten Ziele verfehlt 
wurde. Ihre Verwirklichung musste 
immer wieder in die Zukunft ver-
schoben werden, weil akute Erforder-
nisse sich aufdrängten und eine neue 
Priorisierung erzwangen. 

Nach dem Abflauen der jeweiligen 
akuten Krisenerscheinungen folg-
te zwar immer wieder eine gewisse 
Normalisierung mit ruhigerem Wirt-
schaftsverlauf (etwa die Jahre 2011 bis 
2019 nach der Finanzkrise). Aber es ist 
nicht gelungen, die tieferen Ursachen 
der Krisen zu beseitigen. Die latente 
Überakkumulation gibt es nach wie 
vor, große Massen an Kapital suchen 
weiterhin im Finanzsystem nach einer 
Rendite. Es gelang nur, die schlimms-
ten Auswirkungen (etwa den Zusam-
menbruch des Finanzsystems) zu ver-
meiden. Die ökonomische Lage bleibt 
aber labil, die Krisenursachen schwe-
len weiter und können sich jederzeit 
wieder zu akuten Krisen verdichten.

Außenwirtschaftlich besteht das 
Programm des Neoliberalismus in 
einem umfassenden Freihandel. An-
gestrebt wird nicht nur der zollfreie 
und ungehinderte Austausch beim 
internationalen Handelsverkehr von 
Waren. Auch das Kapital soll unge-
hindert zirkulieren können, genauso 
wie angestrebt wird, jegliche Art von 
Dienstleistungen in diesen „Freihan-
del“ einzubeziehen.

Die neoliberale Zeit war geprägt 
von einer starken Zunahme der Glo-
balisierung. Immer größere Teile der 
Produktion wurden von den Zentren 
in Länder mit niedrigen Lohnkosten 
verlagert, die Lieferketten wurden 
immer länger und komplexer. 

Der Schub bei der Globalisierung 
wurde zusätzlich noch durch eini-
ge andere Bedingungen ermöglicht. 
Immer mehr Länder erreichten einen 
Entwicklungsstand, bei dem einer-
seits Mindestanforderungen bezüg-
lich Qualifikation der Arbeitskräfte 
und Ausbau der Infrastruktur erfüllt 
waren, andererseits die Löhne noch 
ausreichend niedrig blieben. Dazu ka-
men gesunkene Transportkosten und 
die modernen Kommunikationssyste-
me, die eine weltweite Steuerung der 
Lieferketten ermöglichen.

China als Ausnahme in der 
Weltwirtschaft

Wie bereits erwähnt, muss China 
als Ausnahme in der Weltwirtschaft 
angesehen werden. China hat seit den 
neunziger Jahren des vorigen Jahr-
hunderts einen rasanten wirtschaft-
lichen Aufstieg erlebt. Das ist allge-
mein bekannt und muss hier nicht im 
Detail ausgeführt werden. 

Gewerkschaftsdemo gegen Sozialabbau 2003, 
Nürnberg
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Wegen der Größe Chinas und der 
Rasanz der dortigen Entwicklung 
schlägt der Aufstieg Chinas bis in die 
globalen Statistiken durch. Wenn die 
ausgewiesenen Wachstumsraten für 
das weltweite BIP in den vergange-
nen Jahrzehnten noch beträchtlich 
waren, liegt das nicht unwesentlich 
an China. Denn dort wurde ein erheb-
licher Teil des jährlichen Zuwachses 
erwirtschaftet. Ähnliches gilt auch 
für andere Statistiken, etwa über die 
Verringerung der absoluten Armut. 
Ohne den Anteil Chinas wären die 
ausgewiesenen Erfolge sehr viel be-
scheidener. 

Nicht nur für die Statistiken war 
China ein wesentlicher, ja dominan-
ter Faktor. Der industrielle Aufbau 
in China ließ für die übrige Welt die 
Exportmöglichkeiten nach China 
stark ansteigen. In Deutschland pro-
fitieren vor allem der Maschinenbau 
und die Investitionsgüterindustrie.

In anderen Ländern (Südamerika, 
Afrika) sind es vor allem Rohstoffe, 
seien es mineralische oder landwirt-
schaftliche, die nach China exportiert 
werden. Der Verlauf der chinesischen 
Konjunktur hatte schon mehrmals 
durchschlagenden Einfluss auf die 
Weltmarktpreise einzelner Rohstoffe. 
Das belegt die Bedeutung, die Chinas 
inzwischen erlangt hat. 

Dem Export nach China steht der 
Import aus China gegenüber. Aus 
China wird eine Vielzahl von (meis-
tens preisgünstigen) Waren impor-
tiert, sowohl Endprodukte als auch 
eine vermutlich noch größere Zahl 
von Vor- und Zwischenprodukten, 
die in den Importländern weiterver-

arbeitet werden. Chinesische Produ-
zenten sind ganz wesentlich in das 
Geflecht der weltweiten Lieferketten 
integriert. Sehr viele Waren auf den 
Weltmärkten basieren auf einem 
mehr oder weniger großen Anteil aus 
chinesischer Produktion. 

Die günstige Produktion in China 
und in den anderen in die Globali-
sierung einbezogenen Ländern hatte 
auch einen erheblichen Anteil an der 
bis vor kurzem zu beobachtenden 
Preisstabilität in den meisten entwi-
ckelten Ländern. Es wurden nicht 
nur Waren importiert, sondern auch 
stabile Preise. 

Selbstverständlich bedeutet der 
Aufstieg Chinas gleichzeitig auch 
stärkere Konkurrenz für Produzenten 
außerhalb Chinas. Oft war das nicht 
einfach eine zusätzliche Konkurrenz, 
viele betroffene Produzenten konnten 
dem Druck nicht standhalten. Dabei 
sind erhebliche Unterschiede je nach 

Branchen, Ländern und Regionen 
zu beobachten. Das Spektrum reicht 
von gelungenen Anpassungen an 
die neue Lage, bis hin zur massiven 
Verdrängung von wichtigen Indust-
riezweigen mit Betriebsschließungen, 
Arbeitslosigkeit, wirtschaftlichem 
Abstieg etc. Die Entwicklung in Chi-
na erzeugte ökonomische Gewin-
ner und Verlierer außerhalb Chinas, 
wobei Gewinner und Verlierer sehr 
ungleich verteilt sind. Deutschland 
gehört insgesamt eher zu den Ge-
winnern.

Die wahrscheinlich größte welt-
wirtschaftliche Bedeutung Chinas lag 
in der Aufnahme von nach Anlage 
suchendem Kapital. Große Mengen 

an ausländischem Kapital strömten 
nach China und fanden dort eine 
Verwertungsmöglichkeit. Es trug 
zum dortigen Aufbau der Industrie 
bei und konnte sich dabei profitabel 
verwerten. Anfangs kam das Kapi-
tal schwerpunktmäßig aus Taiwan 
und der chinesischen Diaspora. Bald 
sprangen aber auch die transnati-
onalen Konzerne aller Länder auf 
den Zug auf. Nicht zuletzt auch die 
aus Deutschland. VW, BMW, Mer-
cedes oder BASF sind Beispiele für 
deutsche Firmen, die erheblich nach 
China expandiert und dort große 
Produktionsstätten aufgebaut haben. 
Die Liste ließe sich leicht verlängern. 
Inzwischen ist es auch für Betriebe, 
die deutlich kleiner sind als die ge-
nannten Konzerne und auch für Mit-
telständler nicht mehr ungewöhnlich, 
in China mit einer eigenen Produkti-
on vertreten zu sein.

Bis zu einem gewissen Grad konn-
te der Aufschwung in China ei-
nen Ausweg für die Schwäche 
der Kapitalakkumulation in 
den kapitalistischen Zentren 
bieten. Damit wurde objektiv 
ein erheblicher Beitrag zur Sta-
bilisierung des Kapitalismus 
außerhalb Chinas geleistet. 
Dieser Beitrag kam insbeson-
dere den entwickelten alten 
Industrieländern mit ihrer 
Wachstumsschwäche zugute. 
Dort sitzen auch die meisten 
transnationalen Konzerne, die 
in großem Stil in China inves-
tieren konnten. 

China ist aber auch in einer 
zweiten Hinsicht eine Ausnah-
me. Es handelt sich beim chi-
nesischen Aufstieg nicht nur 

um ein kräftiges Wirtschaftswachs-
tum mit einem entsprechenden An-
stieg des BIP. China hat eine gelun-
gene nachholende Entwicklung voll-
zogen. Am Anfang standen einfache 
Produktionen (z.B. Textilien) im 
Vordergrund. Darauf folgten schritt-
weise technisch immer anspruchs-
vollere. Inzwischen ist China auch 
in Bereichen der Hochtechnologie 
erfolgreich. Es fängt an, sich mit den 
bisherigen Zentren des Kapitalismus 
zu messen und mit ihnen, auch im 
Hinblick auf modernste Technologi-
en, in Konkurrenz zu treten.

Ein technologisches Gleichziehen 
ist zwar noch nicht in allen Bereichen 
erreicht. Es ist aber damit zu rechnen, 

Hafenanlagen in Shanghai
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dass sich der Aufholprozess grund-
sätzlich fortsetzen wird und die noch 
vorhandenen Rückstände in nicht all-
zu ferner Zukunft weitgehend über-
wunden werden können.

In dieser Beziehung unterschei-
det sich China wesentlich von vielen 
anderen Ländern und Gebieten, die 
ebenfalls stark in die globalisierten 
Lieferketten einbezogen sind. Denn 
so unterschiedlich die konkreten Ver-
hältnisse in diesen anderen Standor-
ten im einzelnen auch sein mögen, 
eine Gemeinsamkeit haben sie: Sie 
verharren weitgehend im Stadium ei-
nes finanziell und technologisch von 
den Zentren abhängigen Kapitalis-
mus. Von Entwicklungsprozessen hin 
zum Aufbau eigener, unabhängiger 
Produzenten in der Hochtechnologie 
wird jedenfalls nicht berichtet, weder 
von den Betrieben in Mexiko nahe der 
Grenze zu den USA, den sogenannten 
Maquiladoras, noch von den Textilbe-
trieben in Bangladesh oder Kambod-
scha, aber auch nicht aus Osteuropa 
(um nur einige Beispiele zu nennen). 

Um es zusammenzufassen: Der 
Aufstieg Chinas führte zur Heraus-
bildung einer weiteren Weltmacht, 
ökonomisch und politisch. Er hatte 
auch erhebliche Auswirkungen für 
die ökonomischen Entwicklungen 
außerhalb Chinas, für die gesamte 
kapitalistische Weltwirtschaft. Wie 
alle starken Veränderungen war das 
durchaus ein widersprüchlicher Pro-
zess, der aber auch zur Belebung der 
Kapitalakkumulation beitrug und be-
deutende neue Exportmöglichkeiten 
eröffnete. Etwas vereinfachend kann 
man feststellen: Ohne China wären 
die letzten Jahrzehnte für das Kapital 
aus den alten kapitalistischen Zentren 
wirtschaftlich schlechter verlaufen, 
die Tendenz zur Wachstumsschwä-
che in diesen Ökonomien wäre deut-
licher sichtbar geworden.

Veränderungen und Tendenzen, 
bereits vor Beginn des Krieges

Der Beginn des Ukraine-Krieges 
bedeutet einen starken Einschnitt. 
Aber bereits vorher und unabhängig 
davon bahnten sich wichtige ökono-
mische Veränderungen an. Insbeson-
dere sind drei Tendenzen zu nennen, 
die ein Ende gefunden haben, nach-
dem sie vorher etliche Jahre für das 
wirtschaftliche Geschehen charakte-
ristisch waren.

Da ist einmal die Globalisierung 
zu nennen. Deren Potenzial scheint 
vorerst weitgehend ausgeschöpft zu 
sein. Das weitere Vorantreiben der 
Globalisierung generiert anscheinend 
für viele Akteure keine zusätzlichen 
Vorteile mehr. Der Nutzen von Maß-
nahmen, die typischerweise mit der 
Globalisierung verbunden sind, wie 
just-in-time-Produktion mit mini-
mierter Lagerhaltung und die stän-
dige Ausdehnung der Lieferketten, 
sowohl geographisch als auch bezüg-
lich ihrer Komplexität, ist weitgehend 
ausgereizt. Die Anfälligkeit für Stö-
rungen wurde dagegen gleichzeitig 
immer größer. Bereits relativ kleine 
Ursachen können zu erheblichen und 
kaum mehr überschaubaren Folge-
wirkungen führen. 

Diese Anfälligkeit ist während 
der Pandemie, ausgelöst durch Lock-
downs mit Unterbrüchen in Pro-
duktion und Transport, mehrfach 
demonstriert worden. Es ist davon 
auszugehen, dass spätestens mit dem 
Beginn der Pandemie, eventuell auch 
schon früher, die Globalisierungs-
welle vorerst einmal ausgelaufen ist. 
(Neue Schübe in der Zukunft sind 

natürlich nicht ausgeschlossen.) Aber 
das Auslaufen der Welle bedeutet 
nicht die Rückgängigmachung der 
Globalisierung. Einzelne Produktio-
nen können selbstverständlich rück-
verlagert werden, insbesondere wenn 
den betroffenen Produkten eine stra-
tegische Bedeutung zugesprochen 
wird. In der Mehrzahl der Fälle dürfte 
aber die wirtschaftliche Logik nach 
wie vor für den Erhalt der ja bereits 

erfolgreich durchgeführten Globali-
sierung sprechen. Eine Rückabwick-
lung der Globalisierung im großen 
Maßstab ist zuerst einmal nicht zu 
erwarten.

Die zweite Änderung betrifft die 
relative Preisstabilität. Denn mit der 
Globalisierung ist auch deren die In-
flation dämpfende Wirkung zu einem 
Ende gekommen. Bereits 2021 zeigten 
sich Ansätze für ein stärkeres An-
steigen der Verbraucherpreise.(siehe 
dazu „Die Rückkehr der Inflation“ in 
der ARSTI Nr. 218). 

Als drittes ging die Phase mit den 
niedrigen Zinsen zu Ende. Die lange 
Periode mit sehr niedrigen Zinsen 
wurde im Zusammenhang mit der 
Finanzkrise eingeleitet. Bis zum deut-
lichen Anstieg der Preise schreckten 
die Notenbanken davor zurück, die 
expansive Geldpolitik wieder zu-
rückzunehmen. Vermutlich, weil sie 
die Lage als noch nicht stabil genug 
einschätzten.

Der Ukraine-Krieg und seine 
wirtschaftlichen Folgen

Der Ukraine-Krieg hat in erster Li-

nie politische Ursachen, genauso wie 
die westlichen Maßnahmen gegen 
Russland politisch motiviert sind. Da-
bei gilt festzuhalten: Russland hat den 
Krieg ausgelöst, die wirtschaftlichen 
Folgen sind aber überwiegend auf 
die Entscheidungen der westlichen 
Regierungen zurückzuführen. Denn 
die westlichen Gegenmaßnahmen be-
stehen, neben den Waffenlieferungen 
und sonstigen Hilfen für die Ukrai-
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ne, im wesentlichen aus Sanktionen, 
mit denen wirtschaftlicher Druck auf 
Russland ausgeübt werden soll. (Sie-
he auch „Die Sanktionen gegen Russ-
land ...“ ARSTI Nr. 216)

Für viele westlichen Firmen, es ist 
von ungefähr ein Tausend die Rede, 
bedeuten die Sanktionen den Ver-
lust des russischen Marktes. Auch 
einige Firmen aus Branchen und Ge-
schäftsbereichen, die nicht direkt mit 
Sanktionen belegt sind, haben sich 
angesichts des veränderten Umfelds 
aus dem Russlandgeschäft zurück-
gezogen. Sanktionen gegen Russland 
gibt es bekanntlich schon seit 2014. 
Seitdem ist eine rückläufige Tendenz 
im Geschäftsumfang zu beobachten. 
Aber jetzt gehen alle Maßnahmen viel 
weiter und haben radikalere Wirkun-
gen. Sicher, der russische Markt ist 
für die betroffenen Firmen im allge-
meinen nicht allzu groß, aber er ist 
auch nicht einfach zu vernachlässi-
gen. In Deutschland spielte das Ge-
schäft mit Russland eine viel größere 
Rolle als in vielen anderen Ländern. 
Deutschland ist deshalb auch stärker 
vom Ende dieses Geschäfts betroffen 
als andere, insbesondere viel stärker 
als die USA.

Durch den Ausschluss von rus-

sischen Produzenten gab und gibt 
es bei eine Reihe von Waren Liefer-
probleme, kombiniert mit heftigen 
Schwankungen der Weltmarktpreise. 
Betroffen waren z.B. Düngemittel, 
Getreide, Stahl, Holz und verschiede-
ne andere Rohstoffe wie etwa Nickel.

Von viel größerer Tragweite sind 
die Veränderungen im Energiesektor. 
Erdöl und Kohle sollen gemäß den 

Sanktionen nicht mehr aus Russland 
importiert werden (wobei es kom-
plizierte Übergangsregeln gibt). Gas 
ist formal nicht von den westlichen 
Sanktionen betroffen, real haben sich 
aber die aus Russland gelieferten 
Mengen stark reduziert. So sind die 
direkten Lieferungen nach Deutsch-
land vollständig zum Erliegen ge-
kommen. Erst wegen technischer 
Probleme, so zumindest die offizielle 
Begründung aus Russland, und dann 
aufgrund von Sabotage an den Gas-
pipelines in der Ostsee. Wer immer 
für diese Explosionen verantwortlich 
war, vorerst kann durch drei von vier 
vorhandenen Pipeline-Strängen kein 
Gas mehr transportiert werden. Der 
vierte Strang, der zu Nord Stream 2 
gehört, wurde zwar nicht beschädigt, 
ist aber nicht in Betrieb, weil das für 
die Betriebsgenehmigung notwen-
dige Zertifizierungsverfahren von 
Deutschland gestoppt wurde. 

Die stark verminderten Gasliefe-
rungen sind das eigentliche Problem. 
Denn bei Erdöl und bei Kohle ist die 
Beschaffung von Ersatz einfacher und 
auch viel kurzfristiger realisierbar als 
bei Gas aus Pipelines. Die direkte Fol-
ge des Ausfalls der russischen Liefe-
rungen besteht im sprunghaften An-

stieg des Gaspreises, der Wirtschaft 
und private Haushalte erheblich be-
lastet. Die hohen Gaspreise schlagen 
auch auf die Strompreise durch.

Dabei geht es nicht nur um die 
höheren Rechnungen für Gas und 
Strom, die die Verbraucher bezahlen 
müssen. Denn Energie wird überall in 
der Produktion gebraucht und steckt 
in praktisch jedem Produkt drin. Von 

der Erhöhung der Energiepreise geht 
deshalb ein gewaltiger Inflations-
schub aus. Deutschland hatte mit 
den russischen Gaslieferungen eine 
relativ preisgünstige Energiequelle. 
Die Strategie war, Gas im Zuge der 
Umstellung auf nicht fossile Energie 
als sogenannte Brückentechnologie 
zu nutzen. Gas sollte als letzte fossile 
Energiequelle aufgegeben werden. 
Denn Erdgas setzt beim Verbrennen 
weniger CO2 frei als Öl oder gar 
Kohle. Außerdem ist es flexibel für 
viele Zwecke (Industrie, Heizen von 
Wohnungen, Kraftwerke) einsetzbar. 
Diese Strategie ist jetzt weitgehend 
hinfällig. Durch den vermehrten Ein-
satz von Kohle bzw. Öl statt Gas kam 
es wieder zu Rückschritten im Ver-
gleich mit der bereits erreichten Posi-
tion. Flüssiggas (Liquid Natural Gas, 
LNG), das mittelfristig wahrschein-
lich die wichtigste Alternative sein 
wird, ist wesentlich teurer, erfordert 
Milliardeninvestitionen für die Ter-
minals und ist auch ökologisch (noch) 
problematischer als Pipeline-Erdgas, 
weil die für den Transport notwendi-
ge Verflüssigung viel Energie frisst. 

Die Preise für Gas auf den Spot-
märkten sind seit dem russischen 
Truppenaufmarsch an der Grenze zur 
Ukraine mehrfach sprunghaft ange-
stiegen. Den Höchststand erreichten 
sie etwa Ende August/ Anfang Sep-
tember 2022, als insbesondere die 
Bundesnetzagentur im großen Stil 
Gas einkaufte, um die Speicher für 
den Winter aufzufüllen. Anscheinend 
wurde dabei jeder Preis bezahlt (bis 
über dem 17 fachen des Preises vor 
der Krise). Seitdem sind die Preise 
an den Spotmärkten wieder deutlich 
gefallen, blieben allerdings, stark 
schwankend, auf einem Niveau, das 
noch ungefähr doppelt bis viermal so 
hoch ist wie vor der Krise. Als Preis 
vor der Krise werden ca. 20 € pro 
Megawattstunde angenommen, das 
entspricht etwa dem langjährigen 
Mittel der Preise von 2012 bis 2020. 
Nach übereinstimmender Einschät-
zung kann auch der Winter 2023/24 
nochmals kritisch in Bezug auf die 
Beschaffung genügend großer Gas-
mengen werden, mit entsprechend 
wieder stark ansteigenden Preisen. 
Es ist sehr schwierig abzuschätzen, 
auf welchem Niveau sich die Prei-
se mittelfristig einpendeln werden, 
zu vieles ist noch unklar und offen. 
Mit großer Wahrscheinlichkeit wer-

Industrieanlagen am Rhein, Duisburg
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den die Preise aber auch langfristig 
deutlich über den Vorkrisenzeiten 
liegen. Die privaten Haushalte und 
die Wirtschaft müssen sich auf auf 
weit höhere Gaspreise und damit 
auch Strom- und ganz allgemein 
Energiepreise einstellen. Es handelt 
sich dabei um beträchtliche Sum-
men, die bezahlt werden müssen. 
Das ist ein Nachteil gegenüber an-
deren Volkswirtschaften und ver-
mindert die Konkurrenzfähigkeit. 
Viele sehen schon den Industries-
tandort Deutschland in Gefahr, ganz 
besonders für alle energieintensiven 
Branchen. Die Angst vor Deindustri-
alisierung geht um. Während andere 
europäische Länder auch vom Preis-
anstieg betroffen sind, wenn auch in 
unterschiedlichem Ausmaß (Gaspro-
duzenten wie Norwegen profitieren 
sogar), ist die US-Wirtschaft kaum 
betroffen, im Gegenteil, sie profitiert 
durch vermehrten Verkauf ihres Fra-
cking-Gases von der Situation. Eine 
mögliche Folge des Ukraine-Kriegs 
ist deshalb neben der Stärkung der 
politischen Position der USA auch 
eine Stärkung ihrer wirtschaftlichen 
Position.

Nicht vergessen darf man die 
Kosten, die durch die politischen 
Entscheidungen der Regierungen 
entstehen: die Kosten für die Auf-
rüstung der Bundeswehr und die 
vielfältigen Kosten für die Unter-
stützung der Ukraine. Die fälligen 
Summen lassen sich zur Zeit noch 
nicht wirklich abschätzen. Die 100 
Milliarden als „Sondervermögen“ für 
die Bundeswehr sind erklärtermaßen 
nur der Anfang. Zukünftig sollen die 
Militärausgaben dauerhaft das von 
den NATO-Ländern beschlossene 
Ziel von mindestens 2% des BIP er-
reichen. Welche Kosten letztendlich 
mit der Unterstützung der Ukraine 
durch Waffenlieferungen, Hilfen für 
den dortigen Staatshaushalt, den 
Aufwand für Flüchtende usw. und 
irgendwann auch für den Wieder-
aufbau anfallen werden, ist noch 
völlig offen. Auch wenn viele dieser 
Unterstützungszahlungen formal 
als Kredite an die Ukraine verbucht 
werden, ist davon auszugehen, dass 
eine reguläre und reibungslose Rück-
zahlung für alle diese Kredite kaum 
möglich sein wird.

Zieht man aus alldem Bilanz, 
kommt man nicht um die Feststel-
lung herum: die Lage hat sich für 

Deutschland erheblich eingetrübt. 
Für 2023 wurde zuerst eine milde 
Rezension prognostiziert (Rückgang 
des BIP je nach Prognose 0,4 bis 0,6 
%). Inzwischen sind die regierungs-
amtlichen Erwartungen wieder et-
was gestiegen. Was wirklich kommt, 
ist abzuwarten. Eine optimistische 
Sicht zu verbreiten, gehört zum Job 
von Politikern und staatsnahen Ex-
perten.

Das zweite große Problem ist die 
Inflation. Die Preise steigen auf brei-
ter Front, nicht nur die Energiepreise, 
wenn auch die ganz besonders. Gro-
ße Preistreiber sind z.B.auch Lebens-
mittel. Erhebliche Reallohnverluste 
sind zu erwarten. 

Auch das Ende der niedrigen Zin-
sen ist nicht unproblematisch. Zwar 
sind dann wieder Zinsen auf Spar-
guthaben zu erwarten, aber bei den 
jetzigen Inflationsraten werden die 
gezahlten Zinsen Kaufkraftverluste 
beim Ersparten nicht verhindern. 
Höhere Zinsen verteuern Kredite 
und damit tendenziell auch alle In-
vestitionen, sei es für den Wohnungs-
bau, den notwendigen Umbau der 
Energiewirtschaft, den Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs oder Verbes-
serungen der (oft marode gewor-
denen) Infrastruktur. Es besteht die 
große Gefahr, dass unter den neuen 
Bedingungen die dringend anste-
henden Aufgaben nicht ausreichend 
umgesetzt werden. Dabei hinkt schon 
jetzt die Realisierung (z.B. bei den 
Maßnahmen gegen dem Klimawan-
del) deutlich hinter den notwendigen 
Erfordernissen her. 

Krieg und Sanktionen haben die 
wirtschaftliche Lage verschlechtert, 
insbesondere weil die jetzt teuer ge-
wordene Energie in vielen Branchen 
für die Produktion grundlegend 
ist. Im Energiesektor steht auch die 
Transformation an weg von den fos-
silen Energieträgern hin zu erneuer-
baren Quellen. Für diese Transfor-
mation gab es schon immer Anforde-
rungen, die mit dem heutigen Stand 
der Technik nicht so ohne weiteres 
vereinbar sind, nämlich die Redu-
zierung des CO2-Ausstoßes bis (fast) 
gegen Null bei gleichzeitig günsti-
gen und sozial verträglichen Preisen 
für Industrie, Gewerbe und private 
Haushalte. Die Verteuerung der Ener-
gie verschärft diesen Zielkonflikt zu-
sätzlich. Es wird diesbezüglich noch 
viele Konflikte geben.
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tausch mit China. Bekanntlich lässt 
Apple den größten Teil seiner Pro-
dukte in China produzieren, General 
Motors, Ford und Tesla produzieren 
auch dort, um nur einige Beispiele 
zu nennen. Trotz der Strafzölle, die 
unter Trump eingeführt und von 
Biden nicht aufgehoben wurden, ist 
der Import aus China keineswegs zu-
rückgegangen, sondern in den letzten 
Jahren noch etwas angestiegen. Be-
dingt durch die jahrelangen Export-
überschüsse gegenüber den USA hat 
China große Devisenreserven in Dol-
lar angehäuft und hält sehr viele US-
amerikanische Staatsanleihen. Schon 
seit längerem ist China damit der 
größte Gläubiger der USA und trägt 
so auch erheblich zur Finanzierung 
des US-Budgetdefizits bei. 

Die erfolgreiche Entwicklung in 
China wird aber von den westlichen 
Ländern auch als Problem gesehen. 
Denn China befindet sich nicht mehr 
in der Position eines Landes mit ei-
nem Kapitalismus, der von den tra-
ditionellen Zentren abhängt. Wie 
oben beschrieben, ist es inzwischen 
auch auf dem Gebiet der Hochtech-
nologie erfolgreich und in der Lage, 
eigene Ergebnisse aus Wissenschaft 
und Forschung in Produkte umzu-
setzen. Allein schon wegen seiner 
Größe ist mit China ein ökonomisches 
Schwergewicht und damit auch ein 
bedeutender Machtblock entstanden. 
Außerdem musste der Westen reali-
sieren, dass mit dem bestimmenden 
Einfluss der chinesischen kommunis-
tischen Partei ein Führungszentrum 
vorhanden ist, das eine eigenstän-
dige Politik betreibt und sich keiner 
westlichen oder, präziser, keiner 
US-amerikanischen Vormundschaft 
unterwirft.

Die Situation ist also widersprüch-
lich. Einerseits kann man durchaus 
ein Interesse des westlichen Kapitals 
und der kapitalistischen Länder an 
guten Geschäften und deshalb auch 
an einer einigermaßen gedeihlichen 
Zusammenarbeit mit China unterstel-
len. Das gilt prinzipiell auch für die 
USA, auch beim US-Kapital besteht 
dieses Interesse.

Andererseits nimmt die Rivalität 
zu und es stellt sich die Frage der 
Systemkonkurrenz. Anscheinend gab 
es im „Westen“ lange die Hoffnung, 
China werde sich nach den Reformen 
von Deng Xiaoping langfristig den 
Verhältnissen im „Westen“ annähern, 

Sowohl bei der Pandemie als auch 
bei den Kriegsfolgen versuchten die 
jeweiligen Regierungen (die CDU/
SPD-Koalition genauso wie jetzt die 
Ampel) durch relativ umfangreiche 
staatliche Programme gegenzusteu-
ern. Dazu wurde die Schuldenbrem-
se ausgesetzt und eine erhebliche 
Neuverschuldung in Kauf genom-
men. Dieses Ausgabeverhalten dürfte 
aber nicht von Dauer sein. Sparrun-
den und Verteilungskämpfe sind für 
die Zukunft vorprogrammiert. In 
manchen Medien und von manchen 
Branchenvertretern wird ein düsteres 
Bild gezeichnet. Es ist von drohenden 
Insolvenzen und der Abwanderung 
ganzer Wirtschaftszweige die Rede. 
Ohne die Probleme klein zu reden, 
muss man doch darauf hinweisen, 
dass die Klagen vieler Verbände und 
Interessengruppen auch taktisch be-
gründet sind. Es gilt, die eigenen Inte-
ressen in Stellung zu bringen bei der 
Jagd nach Subventionen, Steuerver-
günstigungen oder ganz allgemein 
zur Beeinflussung des staatlichen 
Handelns zu eigenem Gunsten. 

Der Ukraine-Krieg hat bei den so-
genannten etablierten Parteien (CDU/
CSU, SPD, Grüne, FDP, die fast aus-
schließlich die Regierungen im Bund 
und in den Ländern stellen) eine Ver-
schiebung der Prioritäten ausgelöst. 

Wegen der neuen Prioritäten wurden 
aber auch, nur wenige Monate nach 
der Regierungsbildung im Bund, die 
bei den Koalitionsverhandlungen 
ausgehandelten Kompromisse in 
wichtigen Teilen schon wieder Ma-
kulatur. Zumindest für die Bereiche 
Bundeswehr und Rüstung, sowie bei 
Energie und als Folge auch bei den 
Finanzen können sie nicht mehr wie 
ursprünglich vereinbart umgesetzt 

werden. Neue Kompromisse müssen 
gefunden werden. Dieser Prozess ist 
noch keineswegs abgeschlossen und 
könnte noch Sprengkraft entwickeln. 

Es dürfte jedem klar sein, beim 
Ukraine-Krieg geht es auch und vor 
allem um die geopolitischen Kon-
flikte und Rivalitäten zwischen dem 
„Westen“ mit der Führungsmacht 
USA auf der einen Seite und Russland 
auf der anderen. Ohne Geopolitik ist 
der Konflikt in der Ukraine nicht zu 
verstehen. 

Gleichzeitig zeichnet sich ein wei-
terer geopolitischer Konflikt von noch 
viel größerer Tragweite ab, nämlich 
das Verhältnis zu China. Die bedeu-
tende ökonomische Rolle Chinas 
wurde oben schon umrissen. Offen-
sichtlich ist der Aufstieg Chinas so 
weit fortgeschritten, dass aus Sicht 
der USA eine Neubewertung der Be-
ziehungen ansteht, möglicherweise 
mit einer sehr grundsätzlichen Ent-
scheidung über deren zukünftigen 
Charakter.

Die Konfrontation USA-China, 
die drohende Krise am 
Horizont

Der wirtschaftliche Aufbau in Chi-
na hat für das westliche Kapital viele 
Möglichkeiten geschaffen, ebenfalls 

von dieser Entwicklung zu profitie-
ren. Diese Möglichkeiten wurden 
auch genutzt, so dass jetzt für Firmen 
aus vielen Ländern das Geschäft mit 
und in China eine erhebliche Bedeu-
tung hat. Das ist bei Deutschland so, 
bei anderen europäischen Ländern, 
bei Japan und Südkorea, von Taiwan, 
das natürlich in einer Sondersituati-
on ist, ganz zu schweigen. Aber auch 
die USA pflegen einen großen Aus-

Im August 2021 entsendet die Bundeswehr eine Fregatte ins Südchinesische Meer, um 
Deutschlands Präsenz als „gestaltenden Akteur und Partner“ in der Region zu stärken.
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erst ökonomisch und nach und nach 
auch gesellschaftlich und politisch. 
Seit Xi Jinping die Führung über-
nommen hat, sind diese Hoffnun-
gen bei den westlichen Regierungen 
und Meinungsmachern offensichtlich 
weitgehend verschwunden. 

Wie sich China gesellschaftlich 
weiter entwickeln wird, ist selbst-
verständlich von entscheidender Be-
deutung. Für Linke, Marxisten und 
Kommunisten steht dabei die Frage 
im Mittelpunkt, ob China ein Voran-
schreiten in Richtung Sozialismus re-
alisieren kann oder eben nicht.

Für die Einstufung als Systemkon-
kurrenten durch die USA und dem 
„Westen“ ist aber keineswegs allein 
die Frage „ Sozialismus ja oder nein“ 
und die tatsächliche gesellschaftliche 
Entwicklung in China entscheidend. 
Die westlichen Mächte haben da 
durchaus ihre eigenen Kriterien und 
Gründe (die auch nicht ausschließlich 
rational sein müssen), um zu ent-
scheiden, wen sie als System- bzw. 
Hauptkonkurrenten betrachten und 
für wie gefährlich sie diese Konkur-
renz halten.

Außerdem ist eine Auseinander-
setzungen um Hegemonie auch ohne 
direkte Systemkonkurrenz denkbar. 
Nicht zufällig sehen sich vor allem 
die USA als die westliche, kapitalis-
tische Führungs- oder Hegemonial-
macht durch China herausgefordert. 
Spätestens seit der Präsidentschaft 
von Barak Obama wird China als der 
(zukünftigen) Rivale identifiziert, der 
in der Lage sein könnte, die eigene 
hegemoniale Position in Frage zu 
stellen. Diese Einschätzung ist eines 
der wenigen Themen, bei dem es 
eine weitgehende Übereinstimmung 
zwischen Demokraten und Republi-
kanern gibt. In den Think Tanks der 
USA und ähnlichen Kreisen läuft eine 
intensive Debatte über mögliche Stra-
tegien mit ihren jeweiligen Vor- und 
Nachteilen. Gleichzeitig wird die Ri-
valität größer und immer offensicht-
licher. Inzwischen gibt es eine Reihe 
von US-amerikanischen Maßnahmen, 
die die weitere Entwicklung Chinas 
in Richtung Hochtechnologie behin-
dern sollen. Neben den Zöllen aus der 
Trump-Zeit und dem Ausschluss der 
Firmen Huawei und ZTE beim Auf-
bau des 5G Netzes kam es jüngst zu 
weiteren Einschränkungen. Der Ver-
kauf von neuen, bisher in den USA 
noch nicht zugelassenen Geräten der 

Firmen Huawei und ZTE wurde ge-
nerell untersagt. Exporte von Hoch-
technologie, insbesondere der Export 
der modernsten elektronischen Chips 
und Geräte zu deren Herstellung, 
wurden als genehmigungspflichtig 
eingestuft. Sie können damit jeder-
zeit von der Regierung unterbunden 
werden. Anscheinend kam es im 
Januar 2023 auch zu (noch nicht im 
Detail veröffentlichten) Vereinbarun-
gen mit Japan und den Niederlanden 
über die Einschränkung des Exports 
von Geräten zur Chipproduktion 
nach China. In den Niederlanden 
hat ASLM, der weltweit führende 
Hersteller von Fertigungsanlagen 
für Hochleistungschips, seinen Sitz. 
Gleichzeitig mit den Exportbeschrän-
kungen wurde das Ziel einer Rück-
verlagerung der Chipproduktion in 
die USA proklamiert. Dazu wurden 
milliardenschwere Förderprogram-
me aufgelegt.

Für die Verbündeten der USA und 
damit auch für EU und Deutschland 
ergibt sich aus dieser Situation ein 
Dilemma. Einerseits wollen sie mög-

lichst viel vom profitablen China-Ge-
schäft mitnehmen, andererseits müs-
sen sie auf eine härtere Auseinander-
setzung USA-China in der Zukunft 
mit all ihren Implikationen vorberei-
tet sein. Der weltwirtschaftlichen Be-
deutung Chinas entsprechend geht es 
dabei um sehr viel Geld, es steht sehr 
viel auf dem Spiel.

Dies gilt besonders für Deutsch-
land. Schließlich beruht der Erfolg 
der deutschen Variante des Kapita-
lismus zu einem ganz erheblichen 

Teil auf den für seine Produkte offe-
nen Weltmärkten. Vielfach handelt 
es sich um anspruchsvolle, hochent-
wickelte Produkte mit einem großen 
Wertschöpfungsanteil, hergestellt 
von einer entsprechend spezialisier-
ten Industrie. So konnte Deutschland 
Exportweltmeister werden. Die inter-
nationale Konkurrenzfähigkeit wur-
de unter anderem von einer günsti-
gen Energieversorgung, basierend 
auf den russischen Gaslieferungen, 
unterstützt. Dieser Aspekt ist bereits 
weggefallen. Je mehr weitere Ein-
schränkungen dazu kommen, desto 
kritischer wird die Lage.

Auch aus anderen Gründen wird 
die Konkurrenz härter und der Spiel-
raum kleiner. Man denke aktuell nur 
an das sogenannte „Inflation Reduc-
tion Act“ der USA. Dieses Gesetz soll 
unter anderem die Klimatransfor-
mation fördern, gewährt aber die er-
heblichen Subventionen und Steuer-
vergünstigungen im vollen Umfang 
nur, wenn dafür Produkte aus nord-
amerikanischer Produktion (USA, 
Kanada, Mexiko) eingesetzt werden. 

Das Gesetz trägt also protektionisti-
sche Züge. 

Es stellt sich die Frage, ob im Rah-
men sich weiter zuspitzender Bezie-
hungen zwischen den USA und China 
das europäische bzw. deutsche Kapi-
tal seine speziellen Interessen auch ge-
gen die Führungsmacht zur Geltung 
bringen will und kann. Ist es denkbar, 
dass sich die EU, oder gar Deutsch-
land allein, von den USA emanzipie-
ren und einen eigenständigen Kurs 
gegenüber China einschlagen? 
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Bei der Beurteilung dieser Frage 
müssen die engen Beziehungen der 
Wirtschaftsräume (Deutschland, Eu-
ropa, USA) berücksichtigt werden 
und vor allem die vielfältigen und 
gegenseitigen Verflechtungen, die auf 
der Kapitalseite existieren. Das heißt, 
US-Kapital investiert in Deutschland/
Europa und deutsches/europäisches 
Kapital in den USA. Diese Fakten ma-
chen eine Abkoppelung nicht gerade 
wahrscheinlich. Die jüngsten Reak-
tionen beim Ukraine-Krieg mit dem 

schnellen und völligen Einschwen-
ken auf die Linie der USA sprechen 
ebenfalls nicht dafür. Allerdings sind 
die ökonomischen Dimensionen bei 
China sehr viel größer und essenti-
eller als im Fall Russland. Sollte eine 
solche Entscheidung anstehen, gäbe 
es vermutlich in vielen Ländern er-
hebliche interne Differenzen mit der 
Herausbildung von Pro- bzw. Kon-
tra-Lagern. Innerhalb der EU wäre 
eventuell auch mit gegensätzlichen 
Positionierungen von einzelnen Mit-
gliedsländern zu rechnen, was die 
EU als Ganzes handlungsunfähig 
machen würde. 

Ein Alleingang Deutschlands 
kann wohl ausgeschlossen werden. 
Ohne enge Kooperation mit anderen 
Ländern (möglichst auch über den 
Kreis der EU hinaus) ist eine größe-
re Abweichung vom Kurs der USA 
sehr unwahrscheinlich. Eigentlich ist 
eine Abkoppelung nur dann denkbar, 
wenn zwei Bedingungen erfüllt sind: 
Einmal, wenn die USA ihrerseits im-
mer weniger Rücksicht auf die Inte-
ressen ihrer europäischen und sons-
tigen Verbündeten nehmen (wie das 
unter Trump schon ansatzweise ge-
schehen ist) und zweitens, wenn der 

Gegensatz USA-China nicht als Sys-
temgegensatz gesehen wird, sondern 
„nur“ als Auseinandersetzung um die 
hegemoniale Position. (Ob das eine 
realistische Möglichkeit ist, sei hier 
dahingestellt). Ein dominierender 
Systemgegensatz wird die westlichen 
Länder zusammenschweißen, da alle 
diesbezüglich die gleichen Interessen 
haben. Wird eine Konfrontation da-
gegen als Ausdruck eines speziellen 
Interesses der USA gesehen, könnte 
das eine andere Lage bedeuten.

Zur Zeit lässt sich noch nicht 
klar beurteilen, welchen Verlauf die 
künftigen Beziehungen USA- China 
nehmen werden. Ohne Zweifel ist 
eine immer stärker werdende Kon-
frontation bis hin zu militärischen 
Auseinandersetzungen ein realisti-
sches Szenario. Vermutlich ist aber 
noch keine diesbezügliche Entschei-
dung gefallen. Wahrscheinlich wol-
len sich die USA gegenwärtig noch 
eine gewisse Flexibilität mit meh-
reren Optionen offen halten. Aus 
dem erst kürzlich gestarteten Pro-
gramm zur Rückholung der Chip-
produktion könnte man ableiten, 
dass die USA für sich noch relevan-
te Abhängigkeiten sehen. Sehr vie-
le elektronische Chips, gerade die 
modernsten und leistungsfähigs-
ten, werden fast ausschließlich auf 
Taiwan produziert. Eine Blockade 
dieser Lieferungen würde für viele 
Branchen und wahrscheinlich auch 
für Teile der Rüstungsindustrie den 
Stillstand bedeuten. So gesehen 
brauchen die USA noch einige Zeit 
zur Vorbereitung. Aber es soll hier 
nicht zu sehr spekuliert werden, 
man wird die weitere Entwicklung 
beobachten müssen.

Der Ukraine-Krieg und die west-
lichen Reaktionen darauf haben eine 
Reihe von ökonomischen Erschütte-
rungen ausgelöst, die nicht so ohne 
weiteres bewältigt werden können. 
Deutschland ist dabei stärker als 
andere Länder betroffen, weil es be-
deutende Wirtschaftsbeziehungen 
zu Russland hatte. Die militärischen 
Auseinandersetzungen in der Ukrai-
ne dauern an, ein Ende ist noch nicht 
abzusehen. Deshalb lassen sich auch 
die wirtschaftlichen Auswirkungen 
noch nicht abschließend beurteilen.

Richtig ist aber auch, dass sich 
viele der heute dominierenden öko-
nomischen Bedingungen, der Prob-
leme und der anstehenden Aufga-
ben nicht durch den Krieg erklären 
lassen. Das Auslaufen der Globali-
sierung, die zunehmende Verschul-
dung, die Inflation, die notwendige 
Transformation des Energiesektors 
etc., das alles würde es auch ohne 
den Krieg geben. Deshalb ist die 
Rede von einer ökonomischen „Zei-
tenwende“ nur teilweise gerechtfer-
tigt. Denn der Krieg hat die Situati-
on vielfach und durchaus erheblich 
verschärft, modifiziert und kompli-
ziert, aber er hat ihr keine neue Aus-
richtung gegeben, wie es der Begriff 
„Wende“ beinhaltet. 

Dagegen hat die drohende Kon-
frontation mit China das Potenzial 
für eine „Zeitenwende“, die dieser 
Bezeichnung in jeder Hinsicht ge-
recht würde. Eine harte Konfronta-
tion mit umfassenden Sanktionen 
und eventuell auch militärischen 
Auseinandersetzungen würde noch 
viel stärkere Erschütterungen auslö-
sen. Dies alles muss man im Zusam-
menhang mit den oben skizzierten 
Widersprüchen und der Krisenanfäl-
ligkeit des weltweiten Kapitalismus 
sehen. Noch sind die alten Zentren 
dominierend und haben anscheinend 
auch noch ausreichend Potential, um 
die Einbrüche und Veränderungen 
im Zusammenhang mit dem Ukra-
ine-Krieg einigermaßen zu bewälti-
gen. Aber gleichzeitig ist die Labili-
tät der Fundamente, auf denen die 
Wirtschaft und damit auch die Macht 
der kapitalistischen Zentren beruht, 
unverkennbar. Es ist zwar nicht mög-
lich, aus dieser Einschätzung kon-
krete Prognosen für die weitere Ent-
wicklung abzuleiten. Falsch wäre es 
aber, die Stärke des Westens und der 
USA für unerschütterlich zu halten.
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Auch in diesem Jahr hat 
die Organisation Oxfam 
anlässlich des Weltwirt-

schaftsforum in Davos den Bericht 
„Survival of the Richest“ zur sozialen 
Ungleichheit auf der Welt herausge-
bracht. Der Bericht macht deutlich, 
wie Konzerne und die reichsten Men-
schen der Welt in den derzeitigen Kri-
sen extreme Gewinne machen, wäh-
rend der Großteil der Menschheit in 
wachsender Armut lebt.

Wir drucken einige Passagen des 
Berichts unkommentiert ab, sie sind 
deutlich genug. Die Zitate stammen, 
wenn nicht anders gekennzeichnet, 
aus dem Oxfam-Bericht. 

Wen wundert es? Die Reichen 
werden immer reicher. Aber an-
scheinend nehmen die Medien 
dieses Jahr Rücksicht auf die 
emotionalen Befindlichkeiten 
der Superreichen, die doch ih-
ren Reichtum am liebsten ganz 
im Verborgenen genießen. Denn 
sie berichteten weit weniger über 
die Ergebnisse des Berichts als 
noch im letzten Jahr. Oder sollte 
vermieden werden, dass bei manchen 
Bevölkerungsteilen, die nach drei 
Jahren Coronakrise und einem Krieg 
nicht mehr wissen, wie sie ihren Le-
bensunterhalt bestreiten können, noch 
größerer Unmut entsteht?

Die Neue Zürcher Zeitung unter-
stellte Oxfam jedenfalls, dass „die Be-
schäftigung mit den Reichen zunehmend 
obsessive Züge zeigt.“ 

Eine Neuerung ist dieses Jahr zu 
verzeichnen. Zum ersten Mal seit 25 
Jahren haben extremer Reichtum und 
extreme Armut gleichzeitig zugenom-
men; des einen Gewinn, des anderen 
Verlust! 
Wie schon Bertolt Brecht schrieb:

Reicher Mann und armer Mann
standen da und sah’n sich an. 
Und der Arme sagte bleich: 
Wär’ ich nicht arm, wärst Du nicht 
reich.

Krisengewinne und soziale 
Ungleichheit steigt rasant

„Seitdem der Ukrainekrieg die 
Energie- und Lebensmittelpreise stark 
ansteigen ließ, driften Arm und Reich 

noch schneller auseinander als bisher. 
Auch weil die Superreichen stark von 
der Krise profitiert haben: Im Kriegs-
jahr 2022 haben laut dem Bericht 95 
Lebensmittel- und Energiekonzerne 
ihre Gewinne mehr als verdoppelt. 
Den Großteil dieser Übergewinne, 
nämlich 257 Milliarden Dollar, zahlten 
sie reichen Aktionärinnen und Aktio-
nären aus. Die darüber hinaus für ihre 
Milliardengewinne immer weniger 
Steuern zahlen müssen.

(…) rund 828 Millionen Menschen 
– also etwa jeder zehnte Mensch auf 
der Erde – hungern; Frauen und Mäd-
chen machen fast 60 Prozent der hun-
gernden Weltbevölkerung aus. Nach 

Angaben der Weltbank erleben wir 
die wohl größte Zunahme der welt-
weiten Ungleichheit und Armut seit 
dem Zweiten Weltkrieg.(…)

(…) Die multiplen Krisen unserer 
Zeit haben verheerende Konsequen-
zen für die Mehrheit der Menschheit. 
Hunderte Millionen Menschen sehen 
sich mit einem dramatischen Anstieg 
der Kosten für Güter des täglichen 
Bedarfs konfrontiert und sind von Ar-
mut und Hunger bedroht. Und wäh-
rend die Corona-Pandemie und ihre 
Auswirkungen noch immer viel Leid 
verursachen, zerstört die Klimakrise 
die Lebensgrundlagen von immer 
mehr Menschen.

Gleichzeitig bringen die Krisen 
auch einige wenige Gewinner*innen 
hervor. Konzerne machen Rekordge-
winne und die reichsten Menschen 
werden noch reicher, was zu einer 
Explosion der sozialen Ungleichheiten 
führt, die immer extremere Ausmaße 
annimmt.“

Die Seuche, der Krieg und die Reichen
Zum Oxfam Bericht 2023*

Ursachen für Ungleichheiten 
liegen im Wirtschaftssystem

„Die tieferen Ursachen dieser sich 
verschärfenden Ungleichheit liegen 
in unserem Wirtschaftssystem, des-
sen handlungsleitendes Prinzip es 
ist, Profite für Konzerne und ihre 
Eigentümer*innen vor die konsequen-
te Einhaltung der Menschenrechte 
und den Schutz der Erde zu stellen. 
Die multiplen Krisen verstärken die-
ses Prinzip tendenziell und die meis-
ten Regierungen ergreifen seit Lan-
gem und auch jetzt keine wirkungs-
vollen Maßnahmen, um mit ihm zu 
brechen.

Die Regierungen sind in der Ver-
antwortung, die extreme Ungleichheit 
zu beseitigen und die Weichen hin zu 
einem Wirtschaftssystem zu stellen, in 
dem das Gemeinwohl aller über dem 
Profit einiger Weniger steht. 

Viele Regierungsentscheidungen 
haben eine Verschärfung der Un-
gleichheit sogar begünstigt. So wur-
den beispielsweise Steuern für reiche 
Privatpersonen und Unternehmen 
immer weiter gesenkt oder zugelas-
sen, dass die Billionensummen, die 
zur Krisenbewältigung in die Volks-
wirtschaften gepumpt wurden, zu 
einem großen Teil den Reichsten zu-
gutekamen.“

Manuel Schmitt, Referent für sozi-
ale Ungleichheit bei Oxfam Deutsch-
land, kommentiert: „Während Mil-
lionen Menschen nicht wissen, wie 
sie Lebensmittel und Energie bezahlen 
sollen, bringen die Krisen unserer Zeit 
gigantische Vermögenszuwächse für 
Milliardär*innen. Jahrzehntelange Steu-
ersenkungen für die Reichsten und Un-
ternehmen auf Kosten der Allgemein-

UNRISD FLAGSHIP REPORT 2022 (United Nations Research Institute 
for Social Development):

„Die aktuellen extremen Ungleichheiten, Umweltzerstörung und generel-
le Krisenanfälligkeiten sind kein Fehler im System, sondern ein essen-
zieller Bestandteil davon. Nur ein groß angelegter Systemwandel kann 
diese verheerende Situation lösen.” 

*Der Bericht ist zu finden unter: oxfam factsheet_davos-2023_umsteuern.pdf 
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heit haben die Ungleichheit verschärft 
und dazu geführt, dass die Ärmsten in 
vielen Ländern höhere Steuersätze zah-
len als Milliardär*innen. Unser Bericht 
zeigt erneut: Dass von Steuersenkung 
für die Reichsten alle profitieren, ist ein 
Mythos. Konzerne und ihre superreichen 
Haupteigentümer*innen müssen endlich 
ihren fairen Beitrag zum Gemeinwohl 
leisten.“ (Berliner Zeitung)

Krisen und Krisengewinne in 
Deutschland 

„Besonders in Deutschland ist das 
Vermögen sehr ungleich verteilt. So be-
sitzt das reichste Prozent der hiesigen 
Bevölkerung rund ein Drittel des Ge-
samtvermögens, die untere Hälfte gera-
de einmal 2,5 %. Angesichts der hohen 
Inflation ist zu erwarten, dass die ärme-
re Bevölkerungshälfte bald sogar noch 
schlechter dasteht.“ (DGB-Klartext Nr. 
02/2023)

(…) „Schon vor der Corona-Pan-
demie und den steigenden Ener-
gie- und Lebensmittelpreisen hatte 
Deutschland eine der im Vergleich 
zu anderen EU- oder OECD-Ländern 
höchsten Ungleichheit der privaten 
Vermögen. Die reichsten zehn Pro-
zent besitzen 67 Prozent des gesam-
ten Privatvermögens, das reichste 
Prozent 35 Prozent und allein die 
reichsten 0,1 Prozent ca. 20 Prozent. 
Die ärmsten 50 Prozent der Bevöl-
kerung besitzen mit nur 1,3 Prozent 
kein nennenswertes Vermögen, viele 
von ihnen haben kaum oder gar keine 
Rücklagen für schwere Zeiten oder 
sind sogar verschuldet. Die Auswir-
kungen der multiplen Krisen treffen 
sie besonders hart: Die Inflation und 
historisch hohe Reallohnverluste 
bringen immer mehr Menschen in 
eine finanzielle Notsituation. Der 
Sparkassenverband schätzt, dass 
bald bis zu 60 Prozent der deutschen 
Haushalte ihr monatliches Einkom-
men komplett für die Lebenshaltung 
einsetzen müssen, also nichts mehr 
zurücklegen können. 2021 noch traf 
dies ‚nur‘ für 15 Prozent der Haus-
halte zu. Das lässt befürchten, dass 

auch die Armut weiter zunehmen 
wird.“ (…)

(…) „Infolge der Mehrbelastun-
gen während der Corona-Pandemie, 
z.B. durch die (teilweise) Schließung 
von Schulen und Betreuungseinrich-
tungen, sahen sich insbesondere viele 
Frauen gezwungen, ihre Erwerbstätig-
keit (weiter) zu reduzieren oder aufzu-
geben, was die bestehenden Ungleich-

heiten zwischen Männern und Frauen 
vergrößern dürfte.“

Wege aus der Ungleichheit

„Ein zentraler Baustein ist die 
Besteuerung der reichsten Bevölke-
rungsteile, insbesondere des reichsten 
Prozents, das 45,6 Prozent des welt-
weiten Vermögens besitzt. Sie ist ein 
entscheidender Schritt, um extreme 
Ungleichheit in den Griff zu bekom-
men und Regierungen den finanziel-
len Spielraum zu geben, um für alle 
Menschen zugängliche Gesundheits-, 
Bildungs- und soziale Sicherungssys-
teme zu schaffen und in Geschlech-
tergerechtigkeit und antirassistisches 
Handeln zu investieren.

Konzerne und ihre superreichen 
Haupteigentümer*innen müssen 
endlich ihren fairen Beitrag zum Ge-
meinwohl leisten. Wir fordern von der 
Bundesregierung eine systematische 
und weitreichende Besteuerung von 
Krisengewinnen und eine höhere Be-
steuerung reicher Menschen, um mit 
den Einnahmen Armut und Ungleich-
heit weltweit zu bekämpfen:
Durch eine Übergewinnsteuer ex-

zessive Krisengewinne von 
Konzernen für die breite Ge-
sellschaft nutzbar machen: 
Die sich aus der derzeitigen Kri-
senlage ergebenden Übergewinne 
vieler Konzerne müssen mit hohen 
Steuersätzen von mindestens 50 
Prozent besteuert werden. Die bis-
herigen Planungen für eine Abgabe 
auf Zufallsgewinne greifen zu kurz.

Mit einer Vermögenssteuer die Reichs-
ten in die Verantwortung nehmen: 
Die Vermögenssteuer muss wieder 

eingeführt werden und es braucht 
angesichts der aktuellen Krisensi-
tuation eine einmalige Abgabe auf 
sehr hohe Vermögen. In Deutsch-
land wird Vermögen im interna-
tionalen Vergleich bislang unter-
durchschnittlich besteuert.

In Bildung, Gesundheit, sozia-
le Sicherung und Geschlech-
tergerechtigkeit investieren: 
Es braucht mehr Investitionen in 
den Ausbau von Bildungs-, Ge-
sundheits- und sozialen Siche-
rungssystemen und in die Stär-
kung von Frauenrechten. In der 
Entwicklungszusammenarbeit 
müssen die entsprechenden Mittel 
erhöht werden.“
Doch welche gesellschaftlichen 

Kräfte könnten dafür sorgen, dass die-
se Vorschläge umgesetzt werden, um 
zumindest die schlimmsten sozialen 
Ungerechtigkeiten anzugehen?

Der DGB nimmt den Bericht zum 
Anlass, um seine Forderungen für ein 
gerechtes Steuersystem zu bekräfti-
gen, durch welches sehr hohe Ein-
kommen und Vermögen, gemessen 
an ihrer Leistungsfähigkeit, mehr zum 
Allgemeinwesen beitragen sollen. 
„Hierzu zählen z.B. die Wiedererhebung 
der Vermögensteuer, die Abschaffung von 
Privilegien in der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer und eine stärkere Besteuerung 
von Kapitaleinkommen. (…)

Schluss mit Steuerprivilegien für 
Reiche 

Angesichts der großen gesellschaftli-
chen Herausforderungen, wie dem demo-
grafischen Wandel, der sozial-ökologischen 
Transformation der Wirtschaft oder dem 
Fachkräftemangel, können wir uns Steu-
erprivilegien für Reiche nicht mehr leisten. 
Die öffentliche Hand braucht Einnahmen 
– für eine moderne Infrastruktur, gute 
Bildung und eine intakte Umwelt, von 
der alle profitieren. 

Wer soll das durchsetzen?
Starke Gewerkschaften können Un-

gleichheit bekämpfen Mitbestimmung, 
Tarifbindung und Mindestlohn sind 
entscheidende Faktoren, wenn es um die 
Verteilung zwischen Löhnen und Gehäl-
tern einerseits und Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen andererseits geht. 
Dafür braucht es starke Gewerkschaften. 
Klar ist aber auch: Die Vermögenskon-
zentration ist inzwischen so groß, dass sie 
direkt angegangen werden muss. (DGB-
Klartext Nr. 02/2023)

Wir sind gespannt, wie der DGB 
das machen wird!

Prof. Marcel Fratzscher, Präsident des DIW Berlin:

„Die soziale Schere geht momentan weiter auf, und zwar noch stär-
ker als in der Pandemie [...] Die rekordhohe Inflation zum Beispiel 
wirkt extrem unsozial, weil Menschen mit geringem Einkommen viel 
stärker darunter leiden.“
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Die Gründe für die aktuellen Pro-
teste in Peru lassen sich anhand der 
Berichterstattung der meisten deut-
sche Medien nicht wirklich nachvoll-
ziehen. Daher werden im folgenden 
Text die Hintergründe erklärt. Wegen 
seines Umfangs erscheint er in zwei 
Teilen.

Jedes politische oder soziale Er-
eignis hat eine Vorgeschichte. 
In diesem Fall ist sie geprägt 

von drei die peruanische Gesellschaft 
bis heute prägenden Ereignissen, 
nämlich die Landreform von 1969, 
der bewaffnete Aufstand von Sen-
dero Luminoso (Leuchtender Pfad) 
und die Präsidentschaft von Alberto 
Fujimori.

Die Landreform wurde in der 
ersten Phase der Revolutionären 
Regierung der Streitkräfte unter Ge-
neral Juan Velasco Alvarado durch-
geführt. Wahrscheinlich gab es für 
diesen Eingriff in die Besitzverhält-
nisse nicht nur innenpolitische Grün-
de. Im Rahmen der Allianz für den 
Fortschritt verlangte die US-Admi-
nistration auch von anderen latein-
amerikanischen Regierungen diese 
Reform. Damit sollte, nach dem Sieg 
der Revolution in Cuba, weiteren 
Aufstandsbewegungen das Wasser 
abgegraben werden. Gleichzeitig 
ist die Modernisierung der sozialen 
Verhältnisse auf dem Land auch ein 
Schritt hin zu einer kapitalistischen 
Landwirtschaft.

Nach der kubanischen Revolu-
tion hatten sich auch in Peru linke 
Guerillagruppen gebildet. Die Streit-
kräfte konnten ihre Aktivitäten recht 
schnell niederschlagen. Doch das 
sensibilisierte das Militär für die 
Landfrage. Parallel zu dieser Guerilla 
forderten Tagelöhner eigenes Land. 

Was, wenn Bauern- und Guerillabe-
wegung zusammenfinden?

Der konservative General Velasco 
Alvarado wird bis heute von Angehö-
rigen der peruanischen Oberschicht 
als „milico comunista” (kommunis-
tischer Militär) geschmäht. In seine 
Regierungszeit fallen weitere fort-
schrittliche Maßnahmen, darunter die 
Verstaatlichung von Bodenschätzen, 
doch die Landreform ist sein bleiben-
des Erbe. Mit ihr endete das System 
der Haciendas und der halb feudalen 
Verhältnisse zwischen Landarbeitern 
und Großgrundbesitzern.

Mitte der 70er Jahre fand ein wei-
terer Staatsstreich statt. General Fran-
cisco Morales Bermúdez übernahm 
die Regierung und beendete die Re-
formära. Ab und zu stößt man heute 
auf Erinnerungen linker Aktivisten, 
die selbstkritisch einräumen, dass 
sie die Regierung Velasco Alvarado 
hätten unterstützen sollen. Doch sie 
sahen nur die konservativen Seiten 
ihrer Politik.

Gegen Morales Bermúdez entwi-
ckelte sich eine starke Massenbewe-
gung. Unter anderem organisierten 
die Gewerkschaften zwei General-
streiks. Dieser Druck führte 1978 zur 
Wahl einer Verfassungsgebenden 
Versammlung und 1980 zu demokra-
tischen Verhältnissen. Die Verfassung 
von 1979 war die bisher fortschritt-
lichste des Landes.

Der bewaffnete Aufstand von 
Sendero Luminoso

Das zweite prägende Ereignis 
startete am Tag der ersten demokra-
tischen Wahl nach den Militärregie-
rungen. Die Mehrheit der Peruaner 

erwartete, dass in Zukunft die ge-
sellschaftlichen Konflikte im Rahmen 
eines Rechtsstaates ausgetragen wer-
den. Doch in diesem Moment startete 
Sendero Luminoso seinen bewaffne-
ten Aufstand.

Diese Organisation erhob den An-
spruch, die Kommunistische Partei 
Perus zu sein. Real war sie bestenfalls 
die Verselbstständigung des Regio-
nalkomitees Ayacucho der traditio-
nellen KP. Das geschah im Rahmen 
der Spaltung der kommunistischen 
Weltbewegung zwischen den KPs der 
Sowjetunion und China. Doch hielt 
sich diese Gruppe auch vom maois-
tischen Kosmos Perus fern. Sie folgte 
einer Linie, die sie als Marxismus-
Leninismus-Maoismus, verbunden 
mit den Ideen von Präsident Gonzalo, 
ihrem Chef, definierten.

Der Aufstand von Sendero Lu-
minoso erschütterte das Land. In 
der Zeit von 1980 bis 2000 hat er fast 
70.000 Menschen das Leben gekostet. 
Grob geschätzt ist für die eine Hälfte 
der Toten Sendero und für die ande-
re der peruanische Staat verantwort-
lich. Die Linke ist damals von zwei 
Seiten unter Druck geraten. Sende-
ro hat zahllose linke Aktivisten und 
Politiker, auch die der anderen KPs, 
ermordet. Das gleiche geschah auch 
von Seiten des Staates.

Ein Beispiel ist die Ermordung 
von Pedro Huilca Tecse, dem dama-
ligen Vorsitzenden des linken Ge-
werkschaftsbundes CGTP. Er war 
ein Ziel beider Seiten1. Laut dem In-
teramerikanischen Gerichtshof für 
Menschenrechte ermordete ihn in 
diesem makabren Wettstreit die staat-
liche paramilitärische Einheit Grupo 
Colina. „Pedro Huilca Tecse wurde am 

Was geht in Peru vor?
Teil 1: Der geschichtliche Hintergrund

1. https://es.wikipedia.org/wiki/Pedro_Huilca_Tecse
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Menschenrechtsverletzungen und 
Korruption in Haft, nicht aber wegen 
des Putsches gegen sich selbst.

Das ist eine Konstante der perua-
nischen Politik. Gegen fast alle ehe-
maligen Präsidenten laufen Ermitt-
lungen wegen Korruption. Sie sitzen 
deswegen in Untersuchungshaft oder 
entziehen sich, wie der Sozialdemo-
krat Alan García, durch Selbstmord 
der Verhaftung. In allen politischen 
Lagern und auf allen staatlichen Ebe-
nen finden sich Fälle von Korruption. 
Der Unterschied besteht darin, wie 
damit umgegangen wird. Bei den 
meisten Parteien wird zweifelhaftes 
Verhalten anscheinend nicht als Prob-
lem angesehen. Die Betreffenden dür-
fen weiter für politische Ämter kan-
didieren und werden auch gewählt.

Ein ungewöhnliches Verhalten 
der Wähler

Als Ergebnis der Diktatur Fujimo-
ris bildete sich bei Präsidentschafts-
wahlen ein ungewöhnliches Muster 
heraus. In den zwei, seinem Sturz 
folgenden Wahlen schaffte es kein 
rechter Bewerber in die Stichwahl. 
Das gelang diesem Lager erst wieder 
mit der Tochter von Alberto Fujimori. 
Keiko Fujimori war zu diesem Zeit-
punkt der Welt schon als ehemalige 
First Lady bekannt. Nach der Schei-
dung ihrer Eltern erhielt sie im Alter 
von nur 19 Jahren diesen protokolla-
rischen Rang. Wie vieles in der Politik 
neoliberal ausgerichteter Staaten war 
die Trennung ihrer Eltern eine wun-
derbare Telenovela. In diesem Rosen-
krieg ließen sich politische und per-
sönliche Gründe nicht klar trennen. 
Keikos Mutter warf schon damals 
ihrem Noch-Gatten Korruption vor.

Keikos Mobilisierungsfähigkeit 
hängt aber nicht nur mit ihrer dama-
ligen Rolle als First Lady zusammen. 
Der Name Fujimori hat für viele we-
gen der Niederwerfung Senderos ei-
nen guten Klang. Diesen Erfolg über-
trägt man auf sie. Dazu muss man 
wissen, dass für den Sieg über die 
Guerilla nicht nur militärische Mittel 
eingesetzt wurden. Der Staat zeigte 
auf dem Land einfach mehr Präsenz. 
Davon profitierte die Bevölkerung. 
Das schrieb sie dem Präsidenten gut. 
Sie sieht nicht, dass das eine indirekte 
Folge des Aufstands war.

Dazu kommt, dass es im Neolibe-
ralismus auch Profiteure gibt. Diese 

18. Dezember 1992 durch staatliche Au-
toritäten mit Verbindungen zur Grupo 
Colina brutal ermordet, als Folge seiner 
Kritik an der ökonomischen und Ar-
beitsgesetzgebung des Regimes Alberto 
Fujimori.”2 Trotz dieser staatlichen 
Verbrechen wurde die Linke nicht 
verboten, auch wurde nicht versucht, 
sie in Gänze auszurotten.

In Deutschland kann man sich die 
damalige Situation nicht vorstellen. 
So trauten sich die jungen Leute in 
Lima am Samstagabend nicht auszu-
gehen. Sie hatten Angst, Opfer einer 
Autobombe zu werden. Dazu kam 
die Furcht, dass Angehörige, die im 
Staatsapparat tätig waren und aufs 
Land versetzt wurden, von der Gue-
rilla getötet werden. Auch die Ak-
tivitäten der staatlich organisierten 
Todesschwadronen belasteten die 
Menschen.

Im Rahmen der Selbstverteidi-
gung der Bauern bildeten sich Ron-
das Campesinas. Sie gingen aus 
schon existierenden, gegen die Krimi-
nalität gerichteten Zusammenschlüs-
sen hervor. Nun erhielten sie offizi-
ellen Charakter und die Streitkräfte 
bewaffneten und trainierten sie.

In Peru seltene, aber dafür nicht 
weniger überzeugende Erklärungen 
führen die Niederlage von Sende-
ro auf die Landreform zurück. Die 
Bauern wollten ihr kürzlich erhal-
tenes Land nicht wieder verlieren. 
Die gesellschaftlichen Vorstellungen 
Senderos orientierten sich an den 
chinesischen Landkommunen. Dafür 
wollten die Neueigentümer nicht ent-
eignet werden.

Parallel zum Bürgerkrieg – in 
Peru ist es ein Tabu, diesen Begriff 
zu verwenden, damit würde man ja 
anerkennen, dass der Aufstand sozi-
ale Gründe hatte – wächst Ende der 
80er Jahre der Druck von neolibera-
ler Seite. Dafür steht heute der Name 
Alberto Fujimori.

Die neoliberale Wende

In der Stichwahl um die Präsi-
dentschaft standen sich 1990 der an-
gesehene Schriftsteller Mario Vargas 
Llosa und Alberto Fujimori gegen-
über. Vargas Llosas Kandidatur wur-

de von den traditionellen Parteien 
der Mitte und der Rechten getragen. 
Sein Wirtschaftsprogramm beinhal-
tete eine neoliberale Schocktherapie 
a la Chile.

Ihm stand Alberto Fujimori ge-
genüber. In der ersten Runde waren 
alle linken Kandidaten ausgeschie-
den. Daher votierten ihre Wähler 
– in Peru herrscht Wahlpflicht mit 
empfindlichen Strafen – in der zwei-
ten Runde für Fujimori. Er hatte sich 
im Wahlkampf gegen das neoliberale 
Programm seines Konkurrenten po-
sitioniert. Doch er war kein Linker. 
Seine Basis war die gerade ein Jahr 
alte Bewegung Cambio 90 (Wechsel 
90). Es handelte sich also um eine 
klassische populistische Kandidatur.

Es kam so, wie man es bei Popu-
listen erwarten kann. Er machte im 

Amt das genaue Gegenteil von dem, 
was er versprochen hatte. Nach zwei 
Jahren putschte er gegen sich selbst, 
löste das Parlament auf und setzte 
eine neoliberale Verfassung durch.3 
Doch diese neoliberale Wende war 
nicht so tiefgreifend wie in Chile. So 
gibt es in Peru immer noch Gesetze, 
die die Rechte gerne schleifen würde.

Die Regierung Fujimori entwi-
ckelte sich zu etwas formal Demo-
kratischem, das aber nicht wirklich 
demokratisch war. Viele Peruaner 
betrachten diese Zeit deshalb als die 
ihrer Diktatur. Als Fujimori mittels 
Wahlfälschung4 zu einer 3. Amtszeit 
gelangte, bildete sich eine Massen-
bewegung, die ihn im Jahr 2000 zum 
Rücktritt zwang. Heute sitzt er wegen 

Alberto Fujimori

2. https://cejil.org/comunicado-de-prensa/corte-interamericana-establece-que-asesinato-de-
pedro-huilca-fue-motivado-por-su-condicion-de-lider-sindical-critico-de-fujimori/

3. https://es.wikipedia.org/wiki/Autogolpe_de_Estado_de_Per%C3%BA_de_1992
4. https://es.wikipedia.org/wiki/Elecciones_generales_de_Per%C3%BA_de_2000



16 Frühjahr 2023Arbeiterstimme Nr. 219

verdanken ihr vergleichsweise gutes 
Leben in Peru Fujimori, schließlich 
hat er dieses Wirtschaftssystem ein-
geführt. Dazu zählen, wie in vielen 
lateinamerikanischen Ländern auch, 
die Beschäftigten internationaler 
Bergbaukonzerne. Was sollten diese 
Menschen ändern wollen?

Das Ansehen von Keiko Fujimori 
leidet auch nicht darunter, dass gegen 
sie Ermittlungen wegen Korruption 
geführt werden. So musste sie sich im 
letzten Wahlkampf ihre Reisen in die 
Provinz von der Staatsanwaltschaft 
genehmigen lassen. Sie stand unter 
so etwas wie Hausarrest.

Mit einer Fujimori in der Stich-
wahl sammelten sich nun alle hin-
ter ihrem jeweiligen Konkurrenten, 
den sie zuvor aus unterschiedlichs-
ten Gründen nicht wählen konnten. 
Davon profitierte ein neoliberaler 
Ökonom wie Pedro Pablo Kuczynski 
oder Ollanta Humala, der Präsident 
der PNP (Nationalistische Partei Pe-
rus5). Humala galt vielen, so auch 
der jungen Welt6, als Linkspolitiker, 
obwohl er eine ziemlich trübe poli-
tische Herkunft aufzuweisen hat. Da 
es sich bei ihm um einen ehemaligen 
Offizier handelt, hoffte man wohl 
auf eine ähnliche Entwicklung wie 
in Venezuela unter Hugo Chávez. 
Doch schon nach ein paar Monaten 
titelte die junge Welt: „Humala rückt 
nach rechts”

Heute findet man auf Wikipedia 
unter dem Eintrag „Partido Nacio-
nalista Peruano” unter dem Punkt 
Ideologie: während der Anfänge So-
zialismus, Linksnationalismus und 
Indigenismus, heute Sozialdemo-
kratie, Nationalismus, konservativ 
und neoliberal7. Man fragt sich, ob 
so eine Partei jemals sozialistisch 
gewesen war.

In der Stichwahl setzte sich jetzt 
stets, meist sehr knapp, der jewei-
lige Gegenkandidat zu Keiko Fuji-
mori durch. Das geschah, obwohl 
die Rechte zusammen mit ihren 
Verbündeten immer den Kongress 
beherrschte. Dadurch konnte der 
gewählte Präsident, wenn er nicht 
sowieso die Seite wechselte, keines 
seiner Wahlversprechen umsetzen.

Castillos Versuch der 
Gewerkschaftsspaltung

So erging es zuletzt auch Pedro 
Castillo. Er wurde 2017 landesweit 

bekannt als Anführer einer radikalen 
Fraktion (CONARE8) innerhalb der 
SUTEP (Sindicato Unitario de Tra-
bajadores en la Educación del Perú), 
der Lehrergewerkschaft. Das hat es 
in sich, schließlich wurde die SUTEP 
in den 70er Jahren von Patria Roja 
(Rotes Vaterland), der maoistischen 
KP, aufgebaut.

Im Zusammenhang mit einem 
wilden Streik warf Patria Roja der 
Leitung der SUTEP vor, sich nicht 
genug um die Probleme der Mitglie-
der gekümmert zu haben. Das habe 
dazu geführt, dass CONARE mit 
der Absicht, die SUTEP zu spalten, 
in fünf von 196 Landkreisen strei-
ken konnte.9 CONARE wurde da-
mals von der Regierung in eine Rei-
he mit Sendero Luminoso und dem 
Movadef gestellt.10 Letzteres ist eine 
legale Gruppe, die aus Ehemaligen 
und Sympathisanten von Sendero 
besteht. Sie setzte sich für eine Am-
nestie des Sendero-Chefs Abimael 
Guzmán ein. Auch arbeitete sie an 
der Eintragung als politische Partei. 
Mit Movadef11 will in Peru allerdings 
kaum jemand etwas zu tun haben.

Ob das mit der Verbindung 
zwischen CONARE und Movadef 
stimmt, ist offen. Die Rechte hat die-
se Vermutung im Wahlkampf gegen 
den Dorfschullehrer Castillo in Stel-
lung gebracht, obwohl er damals als 
Rondero ja gegen den Sendero stand. 
Der britische Guardian bezeichnet 
diese Vorwürfe als “inkorrekt”.12

Dass der Streik einer krassen 
Minderheit von der nationalen Po-
litik nicht einfach ignoriert wurde, 
lag an einem nicht unbedeutenden 
Umstand. Einer der fünf Landkreise 
war Cuzco. Es war geplant, dort eine 
internationale Konferenz abzuhal-

ten. Die Regierung wollte natürlich 
nicht, dass sie von Lehrerprotesten 
begleitet wird. Deshalb war sie zu 
Verhandlungen bereit und machte 
auch kleine Zugeständnisse.

Bei allen Diskussionen über den 
Einfluss von Movadef auf diesen 
Streik ist es Fakt, dass Castillo die 
CONARE in eine selbstständige Or-
ganisation, die FENATEP13, umge-
wandelt hat. Sie beanspruchte nun 
den Status einer Lehrergewerkschaft. 
In seiner aktiven Zeit als Gewerk-
schafter hat die Gruppe das nicht 
erreicht. Während seiner Amtszeit 
wurde sie schließlich offiziell aner-
kannt. War das begründet oder hat 
Castillo da als Präsident ein Macht-
wort gesprochen? Schließlich gibt es 
gute Gründe, ihre Gewerkschaftsei-
genschaft in Zweifel zu ziehen. Die 
FENATEP hat keine Homepage und 
ein leeres Facebookkonto14 mit nur 
drei Followern. Dort findet sich auch 
nichts zur Absetzung und Festnahme 
ihres bekanntesten Mitglieds. Die 
SUTEP hält die FENATEP für ein 
Potemkin‘sches Dorf.

Möglicherweise geht es hier nicht 
um unterschiedliche gewerkschaftli-
che Ansätze, sondern um einen Topf 
von über 700 Millionen Euro. Mitte 
letzten Jahres berichtete die Tageszei-
tung La Republica über einen Kampf 
zwischen SUTEP und FENATEP um 
die Kontrolle der Derrama Magisteri-
al (DM).15 Das ist eine auf gesetzlicher 
Grundlage operierende private So-
zialeinrichtung für Lehrkräfte. Dort 
sind ca. 80% der Pädagogen Mitglied. 
Sie erhalten dadurch Zugang zu Fort-
bildungskursen, Krediten und einer 
zusätzlichen Altersvorsorge. Daher 
gilt die DM einigen als die größte 
Bank des Landes.

5. Nicht zu verwechseln mit der Policía Nacional del Perú die auch als PNP abgekürzt wird
6. https://www.jungewelt.de/artikel/162269.peru-stimmt-f%C3%BCr-neuanfang.html?sstr

=ollanta%7Chumala%7CLinkspolitiker
7. https://es.wikipedia.org/wiki/Partido_Nacionalista_Peruano
8. Comité Nacional de Reorientación del Sutep - Nationales Komitee zur Reorientierung der 

SUTEP
9. Manuel Guerra in dem Text “Pedro Castillo, el Sutep, Patria Roja y la derecha.” auf der 

Seite www.patriaroja.pe; Aufgerufen am 05.11.2021
10. https://redaccion.lamula.pe/2017/08/07/huelga-profesores-maestros-conare-movadef-

ministerio-del-interior-carlos-basombrio/jorgepaucar/
11. Bewegung für eine Amnestie und grundlegender Rechte
12. https://www.theguardian.com/global-development/2021/may/05/pedro-castillo-peru-

presidential-candidate
13. Federación Nacional de Trabajadores en la Educación del Perú︎
14. https://www.facebook.com/Fenatep-Per%C3%BA-102685315656983/
15. https://larepublica.pe/politica/pedro-castillo/2022/07/11/pedro-castillo-fenatep-y-sutep-

disputa-por-la-derrama-magisterial-que-podria-generar-un-nuevo-conflicto-al-gobierno-
ppk-poder-ejecutivo-sutep-fenatep
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zeug im Dienste der peruanischen 
Linken sei.20 Die Partei ist auch Mit-
glied des Forums von São Paulo.

Vergleicht man das mit den bei 
Wikipedia gelisteten Positionen, wird 
eine Bandbreite sichtbar, die an die 
Anfangszeit der PNP erinnert. Das 
Potpourri umfasst unter anderem 
Sozialismus, Marxismus, einen sozi-
alen Konservativismus, Antineolibe-
ralismus, linken Nationalismus und 
Föderalismus. Merkwürdigerweise 
wird die Partei auf der politischen 
Achse zwischen Links und Linksex-
trem eingeordnet.21

Doch wirkt Peru Libre nicht nur 
wegen dieses Eintrags wie eine Fort-
setzung der PNP. Es gibt auch die ent-
sprechenden Lebensläufe. So war die 
Abgeordnete María Agüero Gutierrez 
bis 2015 Mitglied der PNP.22

Patria Roja stellt Vladimir Cerrón 
in die Tradition der peruanischen 
Caudillos, der populistischen An-
führer. „In den letzten Jahrzehnten ha-
ben sich den traditionellen Caudillos der 
Rechten diejenigen angeschlossen, die aus 
der Linken oder den Schichten der einfa-
chen Leute stammen. Als Ausdruck der 
Ablehnung des von Lima ausgehenden 

Wer gehört in Peru zur 
traditionellen Linken?

Das ist schwer zu sagen. Die dor-
tige Linke hat seit dem Zusammen-
bruch der UdSSR einen ähnlichen 
Verfalls- und Veränderungsprozess 
durchgemacht wie anderswo. Zwei-
fellos zählen dazu die beiden KPs, 
PC-Peruano und PCP-Patria Roja. Die 
PC-Peruano wirkt wie tot, auch wenn 
sich in letzter Zeit ihr Internetauftritt 
verbessert hat. Aber dort findet man 
Anfang Februar 2023 als letztes einen 
Eintrag vom November 2022. Eigent-
lich sollte man Stellungnahmen zur 
aktuellen Entwicklung erwarten, zu-
mindest parteioffizielle Erklärungen, 
ähnlich denen, die man bei Patria 
Roja findet. In eklatantem Gegen-
satz zu ihrem öffentlichen Auftreten 
ordnet Wikipedia der PC-Peruano 
aktuell fünf Parlamentsabgeordnete 
zu.16 Das muss man aber unter fake 
news einordnen. Abgesehen davon, 
dass dies in Peru niemand behaup-
tet, der ernst genommen werden will, 
widerlegt Wikipedia die eigene Aus-
sage selbst. Danach ist einer der fünf 
Abgeordneten von Juntos por el Perú 
(Gemeinsam für Peru, JP), Roberto 
Sánchez Palomino, Mitglied des Par-
tido Humanista.17

Juntos por el Perú ist das aktuelle 
linke Wahlbündnis mit parlamentari-
scher Vertretung. Schon seit den Ta-
gen der Izquierda Unida (Vereinigte 
Linke) werden linke Kandidaturen 
von Bündnissen getragen. Sie umfas-
sen jeweils mehr oder weniger Orga-
nisationen. Bei der Wahl 2016 hatte 
es den Namen Frente Amplio (Breite 
Front, FA). Sie brachte es auf fast 14% 
der Stimmen und 20 Parlamentari-
er. Ihre Präsidentschaftskandidatin, 
Verónika Mendoza, erreichte in der 
ersten Runde sogar über 18 Prozent.

In der FA waren auch neue poli-
tische Kräfte vertreten. Bei ihnen ste-
hen Umweltfragen, Feminismus und 
LGTBTQ+ im Mittelpunkt. Wobei das 
kein Entweder - Oder sein muss, aber 
letzten Endes anscheinend doch ist. 
Das zeigt das Verhalten von Indira 

Huilca, der Tochter des ermordeten 
kommunistischen Gewerkschafts-
führers. Sie wurde 2016 Abgeordne-
te und hat sich dort für die Rechte 
der Frauen, der Arbeiter und der 
LGTBTQ+ -Gemeinschaft eingesetzt.

Das deutsche Wikipedia weiß fol-
gendes über sie zu berichten: „Huilca 
änderte mehrmals ihre Parteizugehörig-
keit. Im Juli 2017 verließ sie mit neun 
weiteren Abgeordneten die Fraktion des 
Frente Amplio und bildete die Gruppe 
und Partei Nuevo Perú︎, […]. Als Grund 
für die Abspaltung gaben die Abgeordne-
ten den Fraktionsvorsitzenden von Frente 
Amplio, Marco Arana, an, der Abgeord-
nete, die nicht seiner Partei Tierra y Li-
bertad angehören, aktiv aus internen Dis-
kussionen ausschließe. Im Oktober 2019 
traten Huilca und Glave aus Nuevo Perú 
aus, nachdem Parteivorsitzende Verónika 
Mendoza im Vorfeld der außerordentli-
chen Parlamentswahlen in Peru 2020 
mit Vladimir Cerrón von Perú Libre eine 
Allianz bildete. Sie begründeten ihre Ent-
scheidung mit der Verurteilung Cerróns 
wegen Korruption und seinen wiederholt 
herabwürdigenden Aussagen gegenüber 
verschiedenen sozialen Gruppen und ins-
besondere Frauen. Trotz des Austritts aus 
Mendozas Partei unterstützte Huilca sie 
und ihr Wahlbündnis Juntos por el Perú︎ 
bei ihrer Präsidentschaftskandidatur zu 
den Wahlen in Peru 2021, da Mendoza 
die einzige progressive Kandidatin mit 
einer realistischen Erfolgschance sei.”18 
Damit sind die Konflikte in der Lin-
ken recht gut beschrieben.

Wer ist Perú Libre?

Laut ihrem Programm handelt es 
sich um eine Organisation der „sozi-
alistischen Linken”19. Sie proklamiert, 
dass es „um links zu sein notwendig ist, 
die marxistische Theorie zur Interpre-
tation aller Phänomene zu verwenden, 
die in der … nationalen Gesellschaft 
auftreten”. In der Wirtschaftspolitik 
will man sich an den Erfahrungen 
der Regierungen Correa in Ecuador 
und Morales in Bolivien orientieren. 
Ihr Generalsekretär Vladimir Cerrón 
behauptet, dass Perú Libre ein Werk-

16. https://es.wikipedia.org/wiki/Partido_Comunista_Peruano
17. https://es.wikipedia.org/wiki/Roberto_S%C3%A1nchez_Palomino
18. https://de.wikipedia.org/wiki/Indira_Huilca
19. http://perulibre.pe/wp-content/uploads/2020/03/ideario-peru-libre.pdf
20. https://elcomercio.pe/politica/jne-aprueba-cambio-nombre-partido-vladimir-cerron-

noticia-nndc-658935-noticia/
21. https://es.wikipedia.org/wiki/Per%C3%BA_Libre
22. https://aplicaciones007.jne.gob.pe/srop_publico/Consulta/Afiliado

Das Essay Thalheimers entstand Ende 
der 1940er Jahre im kubanischen 
Exil. Es beinhaltet Reflexionen zur 
marxistischen Ästhetik und zur Kritik 
der damaligen Sowjetunion. Mit 
editorischen Vorbemer kungen und einer 
Einführung von Theodor Bergmann.
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August Thalheimer:

Wie schafft die Arbeiterklasse 

die Einheitsfront gegen den 

Faschismus?

Zentralismus und der Krise der Parteien 
haben regionale Caudillos die Bühne er-
obert, die nicht nur gegen die bestehende 
Ordnung angehen, sondern auch gegen 
das, was sie die ‚Linke aus Lima‘, ‚die 
traditionelle Linke‘ und die ‚Kaviarlinke‘ 
nennen. Den von der Rechten erfundenen 
Begriff ‚Kaviarlinke‘ dehnen sie auf das 
gesamte progressive Lager aus.”23

Es werden einige Beispiele auf-
geführt, darunter befindet sich auch 
Gregorio Santos. Dieses Mitglied von 
Patria Roja wurde mit Hilfe eines Wahl-
bündnisses zum Präsidenten des De-
partements Cajamarca gewählt. Das 
endete mit seinem Parteiausschluss. 
„Unglücklicherweise entschieden sich die 
Gewählten, die Regional- oder Lokalregie-
rung als eigenen Bauernhof oder den der 
Gruppe zu betrachten, fern der Politik der 
Partei, ihrer Leitung und ihrer Kontrolle.”24 
Heute sitzt Santos wegen Korruption in 
Haft und ist Mitglied von Perú Libre.

Die tatsächliche Position von Perú 
Libre wird durch eine Bemerkung von 
Cerrón deutlich. Er hatte Anfang De-
zember 2022 als „eleganten Ausweg” aus 
der politischen Krise die Rückkehr zur 
Verfassung von 1979 vorgeschlagen.25 
Das heißt, die Rücknahme der neoli-
beralen Reformen und die Wiederher-
stellung eines Sozialstaates im Rahmen 
der peruanischen Möglichkeiten. In der 
heutigen westlichen Welt ist das tat-
sächlich eine revolutionäre Forderung.

Die Wahlen von 2021

Die Annäherung zwischen Perú 
Libre und Nuevo Perú hielt nicht bis 
zur Wahl. So gingen 2021 mindestens 
drei als links geltende Kandidaturen 
ins Rennen. Hier erzielte Perú Lib-
re mit Pedro Castillo völlig überra-
schend 18,9%. Damit lag ihr Kandidat 
auf dem 1. Platz. Für den Kongress 
konnte die Partei 13,4% verbuchen. 
Das bescherte ihr 37 Sitze. Castillos 
Hochburgen lagen in den Anden 
und im Süden des Landes. Dort, wo 
sich heute die Zentren des Protestes 
befinden.

Die Linke versammelte sich bei 
Juntos por el Perú. Sie erhielt für ihre 
Kandidatin Verónika Mendoza 7,8% 
und für den Kongress 6,6% (5 Manda-
te). Auch der Umweltschützer Marco 
Arana durfte nicht fehlen. Auf seine 
Person entfielen 0,5% und seine Wahl-
allianz FA erzielte das Doppelte.26

Das Ergebnis des fast vergesse-
nen Lehrers, der auch Feierabend-
bauer war, schlug wie eine Bombe 
ein. Damit hatte niemand gerechnet. 
Auch nicht mit dem relativ schlech-
ten Abschneiden von Keiko Fujimori. 
Ihre 13,4% reichten zumindest für die 
Stichwahl. Damit hatte die Linke ein 
Problem. Wie sollte sie sich zu Cas-
tillo verhalten? Doch nun griff das 
Prinzip „Alle gegen Fujimori”. Nach 
einigem Hin und Her schloss man 
ein Abkommen und unterstützte ihn.

Der folgende Wahlkampf wurde 
von der Rechten zu einer Entschei-
dung zwischen Freiheit und kommu-
nistischer Diktatur stilisiert. Doch die 
Propaganda verfehlte ihr Ziel. Ganz 
knapp, mit nur etwas über 40 000 
Stimmen Unterschied (0,25 Prozent-
punkte), setzte sich Castillo durch. 
Das heißt aber nicht, dass seine neuen 
Wähler nun auch hinter seinem Pro-
gramm stehen. Der liberale Journalist 
César Hildebrandt, eine Art perua-
nischer Heribert Prantl, der in den 
Konzernmedien nicht mehr zu Wort 
kommt, hat den Wahlakt folgender-
maßen beschrieben: Man musste sich 
die Nase zuhalten, um beim Wählen 
nicht zu sehr vom Gestank der Kor-
ruption belästigt zu werden, aber Kei-
ko Fujimori war schlimmer.

Die Rechte erkannte lange ihre 
Niederlage nicht an. Sie sprach von 
Betrug und wollte die Wahl für un-
gültig erklären lassen. Es dauerte 
über einen Monat, bis die Wahlbe-
hörde das amtliche Endergebnis 
feststellte. Noch länger dauerte es, 
bis sie schließlich Pedro Castillo zum 
gewählten Präsidenten erklärte. So 
konnte er am 28. Juli 2021 in sein Amt 
eingeführt werden.27

Emil Berger

Anzeige

August Thalheimer:
Die Potsdamer Beschlüsse

Nachdruck mit einem Vorwort 
der Gruppe Arbeiterpolitik, 
August 1950

32 Seiten, 1,50 €.

Bestelladresse:
Arbeiterstimme, Postfach 910307
90261 Nürnberg
oder: redaktion@arbeiterstimme.org

Nachdruck, 34 Seiten, 1,50 ∆ 
Arbeiterstimme
Postfach 910307
90261 Nürnberg

oder:
redaktion@arbeiterstimme.org

23. https://patriaroja.pe/manuel-guerra/cerron-una-expresion-del-caudillismo-peruano/
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Ampelkoalition und Uni-
onsparteien haben am 
30. November im Bun-

destag beschlossen, dass der soge-
nannte Holodomor 1932/33 in der 
Ukraine als Völkermord (Genozid) 
zu werten sei. Mit wissenschaftlich 
fundierter Aufklärung hat das nichts 
zu tun (nur fürs Protokoll sei ver-
merkt, dass Linke und AfD aus un-
terschiedlichen Gründen sich bei der 
Abstimmung über die Resolution der 
Stimme enthielten). Der Beschluss 
vermerkt ausdrücklich: „Damit liegt 
aus heutiger Perspektive eine historisch-
politische Einordnung als Völkermord 
nahe. Der Deutsche Bundestag teilt eine 
solche Einordnung.“ Der Kniff dabei 
ist, dass eine juristische Anerkennung 
als Genozid letztlich doch vermieden 
werden soll. Erst 1948 hat nämlich die 
UNO den Begriff des Völkermordes 
definiert. Indem Deutschland sich da-
rauf bezieht, dass der Holodomor erst 
im Nachhinein als Genozid gewertet 
wird, entzieht sich die Bundesregie-
rung einer Bewertung eines anderen 
Verbrechens als Völkermord, die ju-
ristisch Entschädigungszahlungen 
nach sich ziehen würde: Gemeint ist 
die Niederschlagung der Aufstän-
de der Herero und Nama gegen die 
deutsche Kolonialherrschaft der Jahre 
1904 bis 1908 im heutigen Namibia.

Weiter heißt es: „Der Holodomor 
fällt in eine Periode massivster, in ihrer 

Damit folgt sie im Interesse des 
„Westens“ der Interpretation der ge-
schichtlichen Vorgänge 1932/33 in der 
Ukraine durch das Selenski-Regime, 
die wiederum ältere Wurzeln hat. Im 
folgenden legen wir zunächst den 
historischen Ablauf in der gebotenen 
Kürze dar.

Revolution und Bürgerkrieg

Im Verlauf des 19. Jahrhunderts 
entstand im Bereich der heutigen Uk-
raine eine eigenständige bürgerliche 
Nationalbewegung. Dies hatte mit 
dem Aufstieg des Kapitalismus zu tun, 
der sich mit dem Ende des 18., Anfang 
des 19. Jahrhunderts endgültig in Eu-
ropa als ökonomisch herrschende 
Formation durchsetzte. Der größere 
Teil des Landes gehörte damals zum 
russischen Zarenreich, der kleinere 
zu Österreich-Ungarn. Zunächst war 
der Zarismus (trotz seiner außenpoliti-
schen Niederlagen seit dem Krimkrieg 
von 1855) noch übermächtig.

Die erste Phase der Staatsbildung 
in der Ukraine vollzog sich im un-
mittelbaren Zusammenhang mit der 
russischen Februar-, dann Oktober-
revolution und bildete zwischen 1917 
und 1922 ein chaotisches, wechselvol-
les, blutiges Drama. Gegen die deut-
sche und österreichische Besatzung 
entstanden zwei bürgerliche Natio-
nalstaaten, die die bolschewistische 
Revolution und damit Aufteilung des 
Großgrundbesitzes ablehnten (die-
ser Konflikt fand seinen literarischen 
Niederschlag in Michael Scholochows 
„Der stille Don“). Der westliche Teil-
staat wurde im polnischen-russischen 
Krieg 1919 vom polnischen Pilsudski-
Regime annektiert und blieb bis zur 
erneuten Teilung Polens im Zweiten 
Weltkrieg dabei. Die vom Anarchis-
mus herkommende Machno-Bewe-
gung wurde im Süden aktiv und ver-
suchte ihre Vorstellungen herrschafts-
freier Vergesellschaftung unmittelbar 
umzusetzen (die Härte dieser Kämpfe 
findet sich dargestellt in Volin, „Die 
unbekannte Revolution“ aus anarchis-
tischer Sicht). Im östlichen Gebiet, aus-
gehend von Charkiw, griffen die Bol-
schewiki unter Führung Trotzkis ein. 
Die bürgerliche Republik wurde teils 
unterstützt, teils übernommen von 
reaktionären „weißen“ zaristischen 
Generalen (Denikin) und kosakischen 
Hetmans (Skoropadski). Anarchisten 
und Bolschewiki gingen zunächst ge-

Grausamkeit bis dahin unvorstellbarer 
Menschheitsverbrechen auf dem euro-
päischen Kontinent. Zu diesen gehören 
der Holocaust an den europäischen Jü-
dinnen und Juden in seiner historischen 
Singularität, die Kriegsverbrechen der 
Wehrmacht und die planmäßige Ermor-
dung von Millionen unschuldiger Zivi-
listinnen und Zivilisten im Rahmen des 
rassistischen deutschen Vernichtungs-
kriegs im Osten, für die Deutschland die 
historische Verantwortung trägt. Orte 
wie Wola, Babyn Jar oder Leningrad 
stehen für diese unzähligen Verbrechen. 
(bundestag.de: Drucksache 20/4681).“ 
Damit relativiert die Resolution so 
nebenbei den Holocaust: Sie erkennt 
zwar die „historische Singularität“ 
des Massenmordes an der jüdischen 
Bevölkerung in Europa weiterhin an 
(wozu sie international nach wie vor 
gezwungen ist), stellt aber dennoch 
den sogenannten Holodomor auf die 
gleiche Stufe. Daraus leitet sie nun 
„aus Deutschlands eigener Vergangen-
heit eine besondere Verantwortung ab, 
innerhalb der internationalen Gemein-
schaft Menschheitsverbrechen kenntlich 
zu machen und aufzuarbeiten„. Dies ist 
an Heuchelei kaum zu überbieten. 
Erneut (seit „Nie wieder Auschwitz!“ 
im Jugoslawienkrieg 1999) leistet sich 
die BRD eine Instrumentalisierung 
des Holocaust-Verbrechens zur Le-
gitimierung des eigenen Vorgehens 
in einem aktuellen Krieg.

Holodomor-Debatte:

Aufklärung vs. politische 
Instrumentalisierung

Verhungernde Bauern in Charkiw 1933, Foto: Alexander Wienerberger /Wikipedia
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gen die „Weißen“ gemeinsam vor, am 
Ende setzte sich die Rote Armee auch 
gegen die Machno-Bewegung durch, 
und die Ukraine (vorerst noch ohne 
die Westukraine) entstand als Sowjet-
republik innerhalb der 1922 gegründe-
ten Sowjetunion.

Kollektivierung und 
Industrialisierung

Es liegt auf der Hand, dass heuti-
ge politische Traumata in der Ukraine 
viel zu tun haben mit der harten Zeit 
des Aufbaus der sozialistischen Verge-
sellschaftung vor dem Zweiten Welt-
krieg, die geprägt ist von der Stalin-
Zeit (für die allgemeine Darstellung 
dieser Entwicklungen und Konflikte 
in der gesamten Sowjetunion vgl. 
unsere Broschüre „Weiße Flecken“). 
Die Bedeutung der Ukraine lag da-
mals in ihrer Landwirtschaft (sie war 
immer noch die „Kornkammer“), im 
Bau neuer Kraftwerke am Dnjepr und 
im Donbass als einem der wenigen 
industriellen Kerne der frühen So-
wjetunion. Unterschiedliche soziale 
Positionen bedingen freilich ebenso 
differente politische Deutungen. Das 
gilt sowohl für die damalige Zeit wie 
auch die heutige. Für die einen war 
die Stalin-Zeit eine Phase des Aufbaus 
von gesellschaftlichem Reichtum wie 
auch von Wehrhaftigkeit gegenüber 
den Angriffen von außen bis hin zur 
Zerschlagung der faschistischen Herr-
schaft im Zweiten Weltkrieg, für die 
anderen bedeutete sie Terror durch 
die Kollektivierung unter staatlichem 
Zwang bis hin zu angeblichem Ver-
hungernlassen im Jahr der Dürre in 
der Ukraine 1932/33.

Dass dieser Hungersnot jedoch 
mitnichten von oben geplant war, um 
den daraus resultierenden Widerstand 
zu brechen, auch nicht quasi billigend 
in Kauf genommen wurde, lässt sich 
vielfach belegen. Zunächst einmal ist 
festzuhalten, dass 1932/33 keineswegs 
allein die Ukraine, sondern weite Teile 
der Sowjetunion von dieser enormen 
Hungersnot betroffen waren. Betrof-
fen waren etwa auch der Nordkau-
kasus und die Wolgaregion. In der 
gesamten UdSSR starben damals 
zwischen fünf und sieben Millionen 
Menschen unmittelbar an Hunger. In 
Relation zur jeweiligen Bevölkerung 
war dabei die Ukraine nicht einmal 
am schlimmsten betroffen. Zwar gab 
es hier die meisten Opfer, zwischen 

drei und vier Millionen Hungertote, 
also mindestens die Hälfte von allen 
Toten. Bezogen auf 33 Millionen Ein-
wohner waren es rund 10 %. In Ka-
sachstan starben nach Schätzungen 
1,4 Millionen, aber in Relation zu 6,3 
Millionen Einwohner:innen. Das sind 
etwa 22 % der dortigen Bevölkerung.

Primär war diese Entwicklung da-
rauf zurückzuführen, dass die Sowjet-
union in jenen Jahren erneut von einer 
der dort sporadisch auftretenden Dür-
ren betroffen war, so wie es sie bereits 
1921, 1924 und 1928 gegeben hatte und 
die dieses Mal besonders schlimm 
ausfiel. Die dramatischen Wetterbe-
dingungen förderten dann auch noch 
Getreidekrankheiten, die zu zusätzli-
chen Verlusten führten. Letztlich wur-
de die Entwicklung dermaßen drama-
tisch, dass die Regierung sich genötigt 
sah, eigene Getreidereserven auflösen, 
teilweise zu Lasten der städtischen 
Bevölkerung. Selbst die Lebensmit-
telreserven der Roten Armee wurden 
stark abgeschmolzen. Auch der Export 
von Getreide, den die Sowjetführung 
ansonsten vornahm, um die Devisen 
zum Einkauf notwendiger Industrie-
güter zu erwirtschaften, wurde rapi-
de heruntergefahren (von Mitte 1931 
bis Mitte 1932 4,7 Mio. Tonnen auf 1,6 
Mio. Tonnen im darauffolgenden Jahr 
bis Mitte 1933). Die Regierung war um 
die Bekämpfung der Hungersnot be-
müht und legte Programme zur Ern-
testeigerung und Schädlingsbekämp-
fung auf. Dafür lassen sich reichlich 
Belege finden, dagegen nicht für ein 
bewusstes Verhungernlassen. Ohne 
Frage kamen auch die Konsequenzen 
der gesellschaftlichen Umbruchsitua-
tion hinzu, die aber für die Hunger-
katastrophe keineswegs der zentrale 
Faktor gewesen war.

Dabei ging es im wesentlichen da-
rum, die Sowjetunion in den Stand 
zu versetzen, eine Industrialisierung 
des ganzen Landes durchzuführen. 
Dies war grundsätzlich nötig, um 
durch Überwindung kleinbürgerli-
cher (Handel, Konsumgüterindustrie) 
und einzelbäuerlicher Wirtschaftsfor-
men (Resultate der Periode der „Neu-
en Ökonomischen Politik“ – NEP) 
den Aufbau sozialistischer Produkti-
onsverhältnisse und die Steigerung 
der Produktivität endlich in Gang zu 
bringen, damit in der Perspektive die 
Armut zu beseitigen und den gesell-
schaftlichen Reichtum zu vermehren. 
Von entscheidender Bedeutung in der 

damaligen weltpolitischen Lage war 
die Wehrhaftmachung der Sowjet-
union gegen einen drohenden impe-
rialistischen Angriff aus dem Westen. 
Das zahlte sich Jahre später aus bei 
der Abwehr des Überfalls durch das 
faschistische Deutschland und der 
Weiterführung des Krieges bis zur 
Befreiung Europas vom Faschismus.

Vor diesem Hintergrund fasste die 
Sowjetführung 1928 den Beschluss zur 
Kollektivierung der Landwirtschaft. 
Neben der Herstellung sozialistischer 
Produktionsverhältnisse sollte es da-
rum gehen, eine „Industrierente“ zu 
erwirtschaften, um die Industrialisie-
rung in Gang zu setzen. Da es nicht ge-
lungen war, aus der bolschewistischen 
Revolution in Russland eine Weltrevo-
lution in den reichen Industrieländern 
des Westens zu machen, war das Land 
auf die eigenen inneren Kräfte ange-
wiesen. Es galt, ein genügend großes 
Mehrprodukt aus der Landwirtschaft 
in die Industrialisierung zu leiten. Die 
Bauern aber verhielten sich zu ihren 
Produktionsmitteln, die sie teilweise 
erst durch die Aufteilung des Groß-
grundbesitzes gewonnen hatten, als 
individuelle Eigentümer. Die Sowjet-
führung war der Meinung, dass die 
Industrialisierung umgekehrt auch 
die Produktivität der Landwirtschaft 
heben würde. Diese war im Zaren-
reich und in den ersten zehn Jahren 
nach der Oktoberrevolution so nied-
rig, dass jede Störung der normalen 
Ernteabläufe eine Hungersnot auslö-
sen konnte.

Somit war der Konflikt ein Klas-
senkampf um die Zukunft der gan-
zen Gesellschaft. Die Bolschewiki 
standen vor der existenziellen Frage, 
diese Aufgabe anzugehen oder den 
Aufbau des Sozialismus aufzugeben. 
Aus heutiger Sicht, im Nachhinein 
also, Jahrzehnte nach der Auflösung 
der Sowjetunion scheinen die Opfer 
historisch vergeblich gewesen zu sein. 
Diese Perspektive konnte in der dama-
ligen Situation jedoch nicht zur Debat-
te stehen. Entschieden werden konnte 
nur nach Lage der Dinge. Insgesamt 
haben Kollektivierung und Industri-
alisierung in der Sowjetunion große 
gesellschaftliche Fortschritte gebracht. 
Wie die Geschichte Russlands, der Uk-
raine, Europas und der Welt ohne die-
se Maßnahmen verlaufen wäre, kann 
vernünftigerweise kein Mensch sagen.

All das kann jedoch diejenigen 
nicht überzeugen, die aus ihrer grund-
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sätzlichen Position heraus entschlos-
sen sind, den angeblichen „Holodo-
mor“ zu nutzen. Sie haben ihre wie 
auch immer hergeleiteten und begrün-
deten Positionen und Zusammenhän-
ge, seien es Klassenfragen, seien es 
nationale Motive.

Streit der 
Geschichtswissenschaft

Die Behauptung eines gezielten 
Verhungernlassens lässt die Zwangs-
lage, in der sich die Sowjetunion ange-
sichts der durch die faschistische Ge-
fahr in Europa wachsenden äußeren 
Bedrohung sowie der immer noch auf 
Klasseninteressen bestehenden inne-
ren Widerstände gegen den sozialisti-
schen Aufbau außer acht. Die Aufrech-
nung von „Holodomor“ gegen „Holo-
caust“ kommt den Vertreter:innen der 
sogenannten Totalitarismus-Theorie 
zupass, deren Kernaussage in der 
Gleichsetzung von sozialistischer 
Parteidiktatur und faschistischem 
Terror besteht. Diese Argumentation 
durchzieht in den bürgerlichen Medi-
en immer noch die Berichterstattung 
und Kommentierung der aktuellen 
„West-Ost“-Konflikte, sei es mit Russ-
land, sei es mit China, obwohl es nicht 
mehr um die Gegensätzlichkeit von 
Gesellschaftssystemen geht, sondern 
um Konkurrenz von Staaten in ihren 
Einflusssphären. Das wird sich auch 
nicht ändern.

Die Wahrnehmung und Bewer-
tung der Abläufe und Ergebnisse der 
Kollektivierung hängt in entscheiden-
dem Maße vom Klassenstandpunkt 
ab, den Autor:innen in Wissenschaft, 
Publizistik und Politik vertreten. Vom 
sozialistischen Standpunkt her war die 
Kollektivierung eine gewaltige gesell-
schaftliche Anstrengung mit vielen 
Opfern, aber letztlich ein Erfolg. Das 
sahen auch Zeitgenoss:innen so: Die 
Opposition dagegen, so Thanasis Spa-
nidis in der jungen Welt (Der erfunde-
ne Völkermord, jw v. 23.6.2017), habe 
„selbst nach großzügigsten Schätzungen 
… maximal fünf Prozent der bäuerlichen 
Bevölkerung“ umfasst, von diesen sei-
en wiederum 90 % friedlich gewesen, 
seien durch „Erklärungen, Überzeugung 
und Zugeständnisse beschwichtigt“ wor-
den. Es habe auch viele Bauern ge-
geben, die die Kollektivierung aktiv 
unterstützt und vorangetrieben hät-
ten. In den russischen Kerngebieten 
wirkte die vorrevolutionäre Tradition 

der Dorfgemeinschaft (Obschtschina) 
noch nach, die es allerdings in der Uk-
raine so nicht gegeben hatte.

Die zentrale Schlussfolgerung von 
Spanidis Beitrag lautet daher: „Beim 
‚Holodomor‘ handelt es sich also um einen 
besonders dreisten Fall von Geschichts-
fälschung, da jedes Detail des relativ gut 
erforschten Ereignisses der These eines 
gewollten ‚Völkermords‘ widerspricht.“ 
Andererseits dürfen diese Richtig-
stellungen nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass die Kollektivierung im 
Rahmen des Klassenkampfes und 
der Enteignung von Bauern auch ein 
gewaltförmiger Vorgang war. Zu den 
Einzelheiten kann man unterschiedli-
cher Auffassung sein. Aber eines war 
sie eben nicht: Völkermord.

Es gelingt auch bürgerlichen 
Historiker:innen nicht, nachzuwei-
sen, dass die Kollektivierung ein ge-
zielt gegen die Ukrainer:innen oder 
gegen die Bäuer:innen gerichteter 
Genozid gewesen sei. Das setzt ge-
mäß der UNO-Definition Absicht 
und Ziel voraus, eine bestimmte eth-
nisch definierte Gruppe zu vernich-
ten. Dies lässt sich bei den Nazis und 
den deutschen Kolonialisten ohne 
weiteres bestimmen, auch in Fällen 
anderer Kolonialmächte. Gegenüber 
dem angeblichen Holodomor müssen 
sich Vertreter:innen dieser These mit 
Mutmaßungen, Übertreibungen ein-
zelner Vorfälle oder Verbindung von 
Vorgängen, die nichts miteinander 
zu tun haben, begnügen. Ein Beispiel 
zu letzterem ist die US-Historikerin 
Anne Applebaum, die das gleich-
zeitige Vorgehen gegen ukrainische 
Intellektuelle als „Beweis“ anführt, 
dass es einen gezielten Genozid gegen 
die ukrainische Nationalität gegeben 
habe. Hier handelt es sich jedoch um 
zwei unterschiedliche soziale Schich-
ten und im übrigen um einen Vorgang 
in der Landwirtschaft überall in der 
Sowjetunion.

Politische Instrumentalisierung

Wie kam die Verleumdung der Kol-
lektivierung der sowjetischen Land-
wirtschaft als spezifisch gegen die 
Ukraine gerichteter „Holodomor“ in 
die Welt? Der Ursprung lag tatsächlich 
bei der Beschäftigung mit dem „Ho-
locaust“. Als die Filmserie dieses Na-
mens Ende der siebziger Jahre gedreht 
und gezeigt wurde, kamen ukrainische 
Nazis im kanadischen Exil auf den 

Gedanken, eine „Gegenerzählung“ 
aufzubringen mit dem ukrainischen 
Hungerwinter 1932/33 als Thema und 
dem neugebildeten „Holodomor“ als 
Kunstwort, das diese völlig unverein-
baren Vorgänge vergleichbar machen 
sollte. Damit versuchten sie zwei Flie-
gen mit einer Klappe zu schlagen: vor 
allem sich selbst der Verantwortung 
für Verbrechen ukrainischer Faschisten 
an der Seite von deutscher Wehrmacht 
und SS zu entziehen, zum anderen 
die Debatte über das „stalinistische 
Verbrechen Holodomor“ in Gang zu 
setzen. Dies gelang mit der Unter-
stützung staatlicher Stellen in USA, 
Kanada und schließlich insgesamt 16 
Staaten, die inzwischen den „Holo-
domor“ als „Völkermord“ anerkannt 
haben, darunter viele osteuropäische 
Staaten, deren herrschende Klassen 
und Mehrheiten in der Bevölkerung 
einen historischen Hass auf Russland 
pflegen und sich selbst in der Opfer-
rolle sehen wollen.

„Es ist also eine ausgesprochen trü-
be Suppe, aus der der Bundestag seinen 
Holodomor-Beschluss geschöpft hat (R. 
Lauterbach, Mit Melnyk im Plenarsaal, 
jw v. 2.12.22).“ Der Wissenschaftliche 
Dienst des Bundestages schrieb in ei-
ner Studie 2008: „Über die Deutung der 
Hungersnot in der Sowjetunion 1932/33 
– die ihren regionalen Schwerpunkt in der 
Ukraine hatte – besteht eine Forschungs-
kontroverse, die wissenschaftlich noch 
nicht entschieden ist. Dies betrifft ins-
besondere die Frage, ob die Hungerkrise 
von 1932/33 als ein gegen das ukrainische 
Volk gerichteter Genozid eingestuft werden 
kann oder nicht.“ Dennoch war der Be-
schluss des Plenums des Bundestages 
ein Vorgriff der Parlamentarier:innen 
auf eine verbindliche Entscheidung – 
ein wissenschaftlich nicht fundiertes 
politisches Votum zur Unterstützung 
des Kriegskurses in der Ukraine, so-
lange der „Westen“ ihn will.

Es ist ein billiges Propagandamanö-
ver der Bundestagsmehrheit zur Un-
terstützung des Krieges gegen Russ-
land. Es sieht halt besser aus, anderen 
einen Völkermord vorzuwerfen, als an 
die deutschen Verbrechen in Namibia, 
Griechenland, Polen, der Sowjetunion 
und anderswo erinnert zu werden.

4.12.22
Nachdruck aus der Arbeiterpolitik 

1/2023
www.arbeiterpolitik.de
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In den letzten Monaten erlebte 
das Land eine große Streikwel-
le. Es streikten, unter anderem, 

Eisenbahnarbeiter, Krankenschwes-
tern, Sanitäter, Lehrer, Universitäts-
dozenten, Beschäftigte bei der Post 
und im Öffentlichen Dienst. Die Wo-
che Ende Januar/Anfang Februar sah 
die größten Streikaktionen seit 1979. 
Die meisten Arbeiter haben seit 2010, 
dem Beginn der Sparpolitik unter der 
Koalitionsregierung von Cameron, 
keine tatsächliche Lohnerhöhung 
mehr erhalten, während die Lebens-
haltungskosten stiegen, besonders 
seit dem Krieg in der Ukraine mit 
den drastischen Preissteigerungen 
für Energie und Nahrungsmittel. Die 
Inflation liegt immer noch über 10%. 
Inzwischen können viele Menschen 
auch die Mittel für Heizung und Es-
sen nicht mehr aufbringen und sind 
gezwungen, sich bei einem oder gar 
bei beiden einzuschränken. Kirchen, 
Pubs und Sozialzentren laden die 
Menschen auf eine Tasse Tee und ein 
Stück Kuchen ein, auch damit sie sich 
dort aufwärmen können.

Bei den Verhandlungen ist den 
Eisenbahnergewerkschaften jetzt eine 
Lohnerhöhung von 9% angeboten 
worden, 5% sollen für 2022 gezahlt 
werden und 4% im Jahr 2023. Neben 
den Lohnforderungen geht es auch 
um Arbeitsbedingungen. Ein wichti-
ger Punkt sind dabei die sogenann-
ten „Driver only- Züge“, in denen es 
nur einen Fahrer gibt und kein sons-
tiges Personal mehr. Diesbezüglich 
hat die Regierung einen Rückzieher 
gemacht. Die Gewerkschaft glaubt 
nämlich, dass die Regierung die 14 
verschiedenen Bahngesellschaften, 
die es seit der Privatisierung gibt, 
dazu drängte, auf solche „Driver 
only-Züge“ umzustellen. Allerdings 
beinhaltet das Lohnangebot auch die 
Schließung aller Fahrkartenschalter, 
und Sonntagsarbeit soll als normale 
Arbeitszeit gelten, nicht mehr wie 
bisher als freiwillige Überstunden. 
Mick Lynch, der Generalsekretär der 
RMT (National Union of Rail, Mari-
time and Transport Workers), stufte 
das Angebot als armselig ein, weil es 
die Schließung aller Ticketschalter 

und Änderungen bei den Arbeitsbe-
dingungen einschließt. Bevor abge-
stimmt wird, werden noch die Un-
tergliederungen der Gewerkschaft 
RMT befragt. Mick Whelan, der Ge-
neralsekretär von ASLEF, der Loko-
motivführergewerkschaft, erklärt, es 
gebe keinen Fortschritt in Bezug auf 
ein Abkommen für die Fahrer. Die 
Gewerkschaft der Büroangestellten, 
TSSA, ist offensichtlich gegen die 
Schließung aller Fahrkartenschalter, 
denn das würde diese Gewerkschaft 
dezimieren. Mick Whelan drohte, 
die Streiks könnten noch jahrelang 
fortgeführt werden, wenn man zu 
keiner Einigung bei den Lohnforde-
rungen komme. Mark Servotka, der 
Führer der PCS, bei der die öffentlich 
Bediensteten organisiert sind, von de-
nen zur Zeit 100.000 streiken, warnte, 
die Streiks könnten mindestens bis 
zum Sommer dauern, einschließlich 
koordinierter Aktionen mit anderen 
Gewerkschaften. Die größte Gewerk-
schaft der Schullehrer, NEU (National 
Education Union), hat in den letzten 
14 Tagen einen Mitgliederzuwachs 

Neues aus dem Vereinigten Königreich
Die Streikbewegung im Herbst 2022 und der Zustand der
konservativen Partei
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von bis jetzt 40.000 erhalten, die aus 
anderen, eher gemäßigten Organisa-
tionen wechselten - ein Ausdruck der 
Stimmung unter den Lehrern.

Die Regierung weigert sich, den 
Forderungen der Beschäftigten im 
Öffentlichen Dienst nachzugeben. Sie 
hofft darauf, dass sich die Öffentlich-
keit gegen die Streikenden stellt; aber 
dazu ist es nicht gekommen. Die strei-
kenden Krankenschwestern genießen 
eine überwältigende Unterstützung. 
Die Regierung will ein neues Gesetz 
einführen, das Streiks im öffentlichen 
Bereich einschränkt. Die Beschäftig-
ten sollen dabei einen bestimmten 
Grundservice gewährleisten, statt ei-
nes 100%igen Stillstands. Dies könn-
te die Europäische Menschenrechts-
konvention verletzen. Im Augenblick 
fehlen dem Vereinigten Königreich 
500.000 Arbeiter, wegen Krankheiten 
und der geringeren Einwanderung 
aufgrund des Brexit. Viele Arbeiter 
in Schlüsselpositionen sind in ihre 
Herkunftsländer zurückgekehrt. 
Meinungsumfragen zeigen, dass eine 
Mehrheit den Brexit nun als Fehler 
ansieht, aber es gibt keine Mehrheit 
dafür, der EU wieder beizutreten.

Die konservative Partei, die To-
ries, die um 1679/1680 gegründet 
wurde, gilt als erfolgreichste politi-
sche Partei weltweit. Sie schaffte es 
über Jahrhunderte immer wieder, an 
der Macht zu sein. Aber heute schaut 
es so aus, als ob sie zerfallen könnte. 
Johnson musste wegen seiner Lügen 
zurücktreten. Es finden immer noch 
Untersuchungen gegen ihn statt we-
gen der vielen Partys, die während 
des Corona-Lockdowns stattfan-
den. Die Parteimitglieder wählten 
Liz Truss zu seiner Nachfolgerin. 
Ihr Minibudget, die angekündigten 
Steuersenkungen für die Reichen 
und die Absicht, die Thatcher-Politik 
wiederzubeleben, führten zu einer 
akuten Krise an den Finanzmärkten. 
Nach 45 Tagen musste sie zurück-
treten und wurde von Rishi Sunak 
ersetzt. Sunak konnte die Wirtschaft 
stabilisieren. In sein Kabinett nahm 
er Vertreter der verschiedenen Par-
teigruppierungen der Tories auf, da-
runter auch sehr stark diskreditierte 
ehemalige Minister. Es gibt anschei-
nend mindestens zehn parteiinterne 
Gruppen unter den konservativen 
Parlamentariern, die jüngste davon 

ist die Conservative Grouth Group, 
also die Gefolgsleute von Truss. John-
son hat Rückenwind und er glaubt, er 
kann zurückkommen. Es gibt viele 
Intrigen und Hoffnungen, Sunak ver-
drängen zu können. Sunak wurde ge-
zwungen, seinen Parteivorsitzenden, 
Nadhim Sahawi, zu feuern. Dieser ist 
ein Kurde aus Bagdad, der sehr reich 
geworden war, aber „vergessen“ hat-
te, Steuern für seinen enormen Reich-
tum zu bezahlen. 

Starmer, der Parteichef von La-
bour, scheitert währenddessen dar-
an, so etwas wie eine Alternative zur 
Politik der Tories anzubieten, obwohl 
er in Meinungsumfragen führt. Er hat 
Rachel Reeves. eine frühere Beamtin 
bei der Bank of England, zu einer Art 
Stellvertreterposition verholfen, wäh-
rend er Angela Rayner, seine gewähl-
te Stellvertreterin, kaltstellte. Rayner, 
eine Frau der Arbeiterklasse aus der 
Gegend von Manchester, ist Sozialis-
tin. Sie ging früh von der Schule ab 
und war als Teenager alleinerziehend. 
Starmer versuchte 2021 auch, Rayner 
aus ihrer Rolle im Schattenkabinett zu 
entfernen; dies musste er aber aufge-
ben. Er demütigte sie ständig, meiner 
Meinung nach in der Hoffnung, dass 
sie zurücktreten werde, aber sie hält 
durch und sagt ihre Meinung. 

Eine allgemeine Wahl zum Parla-
ment steht erst wieder 2024 an; aber 
wenn die Partei der Tories implodiert, 
könnte sie schon früher stattfinden. 
Was Labour bisher anbietet, ist aller-
dings nicht begeisternd im Hinblick 
auf größere Reformen im Interesse 
der Menschen aus der Arbeiterklasse.

m.j. (4/2/23)
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Rezension

Der Titel des hier bespro-
chenen Buchs müsste ei-
gentlich lauten: „Die Saat 

ist aufgegangen“, stattdessen lautet 
er: „Gekränkte Freiheit“, ohne dass 
expliziert wird, was der Begriff Frei-
heit bedeutet bzw. bedeuten soll, 
und ob Freiheit gekränkt werden 
kann und wenn ja, von wem und 
wie? Da sagt der Untertitel der Stu-
die von Carolin Amlinger und Oliver 
Nachtwey, beide lehrende Soziolo-
gen an der Uni Basel, „Aspekte des 
libertären Autoritarismus“, mehr über 
den Inhalt aus. Die beiden Autoren 
stützen sich dabei auf Interviews mit 
verschiedenen Querdenker*innen 
und einer weiteren Auswertung 
einer fragebogengestützten Befra-
gung von zu Querdenker*innen, 
Verschwörungsteoretiker*innen, 
Coronaleugner*innen und auch 
zu Querfrontler*innen geworde-
nen ehemaligen Nutzer*innen und 
Unterstützer*innen der Internet-
plattform Campact. Auch wenn sta-
tistisch nichts gesichert, lässt sich 
doch einiges aus der Studie ableiten. 
Eine der vertretenen Thesen: „Quer-
denker*innen, Coronaleugner*innen, 
Verschwörungstheoretiker*innen“ ver-
treten meist einen „libertären Auto-
ritarismus“, der u.a. aus einem nicht 
eingelösten Freiheitsversprechen und 
einer daraus erfolgten Kränkung re-

sultiert. Dabei wird Freiheit bzw. 
Liberalität als individuelles Recht 
und Merkmal begriffen, das zuneh-
mend, nicht zuletzt durch die Covid-
19-Maßnahmen, stark bzw. unver-
hältnismäßig beschnitten wird. Inter-
essant auch, dass die Anhänger*innen 
dieses libertären Autoritarismus, den 
Autoren zufolge, zentralen Werten, 
die Jahrzehnte lang propagiert wur-
den, anhängen und deren Einhaltung 
einklagen. Dieses individuelle Recht 
wieder herzustellen, erlaubt auch ge-
meinsame Sache mit ausgewiesenen 
„Antidemokraten“ zu machen, sich 
der AfD zuzuwenden, auch wenn 
vormals die Linke die Partei der Wahl 
war. Auffallend, dass es sich bei vie-
len Interviewten um Menschen mit 
mittlerer und guter Bildung in guten 
Stellungen handelt, die z.B. einen 
„antiautoritären Erziehungsstil“ be-
fürworten. Ihr Autoritarismus speist 
sich aus dem Bewusstsein, im Besitz 
der eigentlichen Wahrheit zu sein, 
die von allen akzeptiert und durch-
gesetzt werden muss, eben auch 
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mit dieser Wahrheit akzeptierenden 
Bündnispartner*innen jedweder po-
litischen Couleur, gegen die (politi-
schen) Eliten und die von ihnen prä-
sentierten, angeblichen Expert*innen.  

„Wir haben zwar (…) keine Patentlö-
sung für die von uns analysierten Prob-
leme. Wir verstehen unser Buch eher als 
einen Beitrag zu einer gesellschaftlichen 
Diskussion über die Malaise, in der wir 
uns befinden.“ Das Fehlen von Pa-
tentlösungen ist den Autoren nicht 
vorzuwerfen, wohl aber, dass die 
systemische Herkunft des Problems 
(im Sinn des vorgeschlagenen Titels) 
nicht bzw. kaum angesprochen und 
analysiert wird. Stattdessen werden 
seitenlang die Inhalte und Erkennt-
nisse des IfS Frankfurt von Adorno 
und Horkheimer rezipiert. Ist es de-
ren komplizierter Ausdrucksweise 
geschuldet, dass im Buch zahlreiche 
Fremdwörter verwendet werden? 
Und bringt es wirklich etwas für die 
Entwicklung einer Gegenstrategie, 
die Anhänger*innen des „libertären 
Autoritarismus“ in unterschiedliche 
Untergruppen einzuteilen? „Sicher-
lich, die Querdenker: innen und Coro-
narebellen sind nur eine gesellschaftliche 
Minderheit, aber sie treffen auf einen re-
lativ großen Resonanzraum.“ Eine Ge-
genstrategie scheint notwendig, das 
Buch kann bloß eingeschränkt helfen.
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Das neue Bürgergeld soll 
also kommen, wieder mal 
ein angebliches Jahrhun-

dertwerk der Sozialpolitik. Die Am-
pelkoalition lobt sich überschwänglich 
für ihre Leistung, die Unionsparteien 
feiern sich dafür, dass sie aus einem 
schlechten Entwurf im Bundesrat 
noch ein gutes Gesetz gemacht hätten. 
Fragt man Betroffene oder liest/hört 
ihre Stellungnahmen in den öffentli-
chen Medien, so sind die allermeisten 
von ihnen enttäuscht oder bekunden 
Desinteresse, weil sich aus ihrer Sicht 
nichts ändern werde.

Auch wir sehen darin nichts Neu-
es, wie wir in unserer Überschrift zum 
Ausdruck bringen. Das Zitat darin 
stammt aus einer Äußerung einer Ak-
tivistin, Helena Steinhaus vom Verein 
„Sanktionsfrei e. V.“, in der Frankfurter 
Rundschau vom 23. November 2022 
(zum Verein „Sanktionsfrei e. V.“, der 
sich für die Interessen der Hartz-IV-
Beziehenden einsetzt, s. Stichwort in 
Wikipedia).

Neue Regelungen zum 
Bürgergeld

Ab 1. Januar 2023 soll das Bürger-
geld kommen, jedenfalls in Teilen. 
Regelungen zum Arbeitsmarkt sollen 
wegen zahlreicher Änderungen, die 
organisatorisch noch nicht umgesetzt 
werden können, erst im Juli in Kraft 
treten. Die wichtigsten Neuerungen 
und ihre Bedeutung für Erwerbslose 
und Lohnarbeitende sind:
1. Der Regelsatz soll um 53 € auf 502 € 

steigen. Das ist nichts weiter als eine 
längst fällige Regelsatzerhöhung. 
Sie ist zwar deutlich stärker als in all 

den Jahren zuvor. Aber 
sie ist schon jetzt längst 
von der Teuerung auf-
gefressen, die Kauf-
kraft geringer als zu 
Anfang 2021. Verspro-
chen ist, dass künftige 
Regelsatzerhöhungen 
schneller an die Infla-
tion angepasst wer-
den. Freibeträge für 
Menschen, die ne-

ben dem Bürgergeld 
arbeiten oder sich in Ausbildung 
befinden, werden erhöht.

2. Der sogenannte Lohnabstand bleibt 
gewahrt. Auch wer zum Mindest-
lohn arbeitet, hat in der Regel auf-
grund der Freibeträge und von Leis-
tungen wie Wohngeld und Kinder-
geldzuschuss deutlich mehr Geld im 
Monat (so besagt z. B. eine Studie des 
DGB, dass eine Arbeitnehmerin mit 
38 Stunden in der Woche und 12 € 
Stundenlohn im Monat 670 € mehr 
verfügbares Einkommen hat als ein 
Bürgergeldempfänger; ähnliches 
steht in einer Studie des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesagentur für Arbeit).

3. Das Bürgergeld schafft den Vorrang 
der Vermittlung in Arbeit ab. Das 
ist zunächst mal ein guter Vorsatz. 
Konkret kann das bedeuten, dass 
jemand, der eine Umschulung oder 
Weiterbildung in Aussicht hat, nicht 
gezwungen werden kann, diese we-
gen irgendeines Aushilfsjobs, der 
keine weiterführende Perspektive 
bietet, abzusagen. Die Praxis wird 
zeigen, wie sich das auswirken wird. 
Sogenannte Vermittlungshemmnis-
se aus Arbeitgebersicht (mangelnde 
Abkömmlichkeit etwa wegen Kin-
der-, Kranken- oder Altenbetreuung 
zu Hause, eigene gesundheitliche, 
körperliche oder psychische Proble-
me etc.) sind damit nicht aus der Welt 
geschafft, willkürliche Auslegung 
vom Jobcenter auch nicht.

4. Wer zum ersten Mal Bürgergeld 
bezieht, bekommt ein Jahr lang die 
aktuelle Wohnung finanziert und 
ein „Schonvermögen“ von 40.000 € 
für einen Alleinstehenden, 15.000 € 
für jede weitere Person im Haushalt 

eingeräumt. Der ursprüngliche Re-
gierungsentwurf hatte eine Frist von 
zwei Jahren und Beträge von 60.000 
€ und weitere 30.000 € vorgesehen 
(diese Werte waren wegen der Pan-
demie eingeführt worden und sollten 
ab jetzt festgeklopft werden – daraus 
wurde nichts). Abgesehen von dem 
Trauerspiel, das zu diesem Thema 
zwischen Ampelkoalition und Uni-
onsparteien ablief, ist diese geringe 
Marge keine Garantie gegen Armut. 
Denn nach einem Jahr läuft dieser 
Schutz ja aus. Mehr als zwei Drittel 
aller derzeitigen Hartz IV-Beziehen-
den sind aber schon mehr als ein Jahr 
dabei, haben von dieser Regelung 
schon jetzt nichts. Ein Sechstel dieses 
Personenkreises zahlt jetzt schon die 
Miete zum Teil aus dem Regelsatz. 
Den künftigen Bürgergeldbeziehen-
den verspricht dies ebenfalls nichts 
Gutes. Bekanntlich wird ja nicht ein-
fach „die“ Miete bezahlt, sondern nur 
eine im „angemessenen“ Rahmen.

5. Beim Thema Sanktionen wollte die 
Ampelkoalition ursprünglich eine 
„Vertrauenszeit“ von sechs Monaten 
einführen. Die wurde gestrichen. Es 
ist sehr bezeichnend, dass die Uni-
onsparteien bei diesem Thema hart 
blieben, dabei von der FDP unter-
stützt wurden und SPD wie Grüne 
vollständig einknickten. Bei den 
Sanktionen gab es daher keine Ver-
änderungen, aber viele unsachliche, 
populistisch motivierte Diskussio-
nen: Statistiken der Bundesagentur 
für Arbeit belegen immer wieder, 
dass nur ein ganz kleiner Bruch-
teil der Menge der erwerbsfähigen 
Hartz-IV-Beziehenden (aktuell 0,9 %) 
überhaupt sanktioniert wird. Offen-
bar geht es nur um Disziplinierung 
der Leistungsbeziehenden, vor allem 
aber auch um die Profilierung rech-
ter Politik. Die erwerbslos gemach-
ten Menschen möchten in ihrer weit 
überwiegenden Mehrheit tatsächlich 
erwerbsmäßig arbeiten und nicht in 
der von rechter Seite böswillig un-
terstellten „sozialen Hängematte“ 
abliegen.

6. Tatsächlich handelt es sich also beim 
„Bürgergeld“ nur um alten Wein in 
neuen Schläuchen, um eine aus Sicht 

Das neue Bürger-Hartz

Viel Lärm um nichts
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der Betroffenen geringfügige Anpas-
sung des Systems „Hartz IV“: „Das 
Bürgergeld führt in die blanke Not,“ 
so Helena Steinhaus.

Nach Hartz IV – 
sozialdemokratische 
Symbolpolitik

Schon bei den Hartz-Reformen zu 
Beginn des Jahrhunderts ging es der 
damaligen SPD-Grüne-Koalition nicht 
um Wohltaten, ganz im Gegenteil. Es 
solle ein Niedriglohnsektor geschaf-
fen werden, so Bundeskanzler Ger-
hard Schröder, und zwar der „beste“ 
(d. h. niedrigstbezahlte und umfang-
reichste) in Europa, damit die deut-
sche Wirtschaft, der damalige „kranke 
Mann“ Europas, wieder auf die Beine 
komme. Dies gelang, indem man die 
soziale Absicherung der Lohnabhän-
gigen zusammenstrich (vgl. Kasten). 
Lebensstandard und Vermögen von 
Langzeitarbeitslosen wurden radikal 
verschlechtert, der Zwang zur Aufnah-
me jedweder Tätigkeit zum Programm 
erhoben, ihre Berufserfahrung oftmals 
grundlegend entwertet. Den noch Be-
schäftigten sollte dies eine Warnung 
sein, die Behandlung der Arbeitslosen 
zielte nicht nur auf diese selbst, son-
dern vor allem auf die Disziplinierung 
der noch Lohnarbeitenden. Mit der 
Senkung der Lohnersatzleistungen 
nach schon einem oder zwei Jahren 
auf Sozialhilfe konnten auch Lohnfor-
derungen der Gewerkschaften aus-
gebremst werden. Die Durchsetzung 
dieses Programms gelang in einem 
Maße, dass „Hartz IV“ heutzutage 
als gesellschaftliche Erscheinung völ-
lig selbstverständlich hingenommen 
wird, eine Rückkehr zum vorherigen 
Zustand also ausgeschlossen scheint.

Diese „Mutter der Sozialreformen“ 
führte in der Folge – freilich neben 
anderen Aspekten, insbesondere der 
Einführung des Euro, die auf EU-
Ebene Löhne und Preise unmittelbar 
vergleichbar machte, sowie anderen 
Reformen zur Vereinfachung des Ka-
pital- und Warenverkehrs in der EU 
– zu einem nachhaltigen Aufschwung 
der ohnehin stärksten Volkswirtschaft 
der EU, die sich den neuen europäi-
schen Binnenmarkt zunutze machen 
konnte. Die SPD hielt sich das zugute. 
Doch dieser Aspekt hielt nicht lange 
vor. Nach einer Serie verlorener Land-

tagswahlen musste sie 2005 vorgezo-
gene Bundestagswahlen anberaumen. 
Diese verlor sie gegenüber der CDU/
CSU, mit der sie in der Folge drei „Gro-
ße Koalitionen“ unter Angela Merkel 
einging. Dieses „Tal der Tränen“ war 
die Konsequenz davon, dass die Hartz-
Reformen diejenigen Wähler:innen 
verprellte, die die SPD immer als ver-
meintlichen Schutz vor den Risiken 
der Kapitalswirtschaft gewählt hatten.

Für die SPD als bürgerlich-parla-
mentarische Partei, die letzten Endes 
für den Zusammenhalt der Gesell-
schaft unter dem Vorrang des Kapital-
interesses sorgen muss, erschien es aber 
unmöglich, Hartz IV als einen prinzi-
piellen „Fehler“ zuzugeben, der sie in 
den Wahlen zum Bundestag zu einer 
Kleinpartei zu reduzieren drohte. Also 
musste sie eine Argumentationslinie 
aufbauen, die von der Richtigkeit der 
Hartz-Reformen zur damaligen Zeit 
ausging und hinüberführte zu einer 
neuen „Jahrhundertreform“, genannt 
„Bürgergeld“, die die Bedingungen 
und Möglichkeiten der heutigen Zeit 
angeblich besser abbildet. Und wie 
damals bei den Hartz-Reformen die 
Unionsparteien mit ihrer Stärke im 
Bundesrat noch zu einer Verschärfung 
der Gesetze gesorgt hatten, so verhagel-
ten sie auch diesmal der SPD genau die 
Positionen, die in der Konzeption des 
Bürgergeldes noch die vergleichsweise 
besseren waren, z. B. die „Vertrauens-
zeit“ bei den Sanktionen und die Höhe 
des Schonvermögens. Noch schlimmer 
war, dass der Koalitionspartner FDP 
als bürgerlich-liberale Partei der SPD 
in den Rücken fiel. Der blieb gar nichts 
anderes übrig, als gute Miene zum bö-
sen Spiel zu machen.

Die Reform – ein 
parlamentarisches Machtspiel

Beide Seiten im parlamentarischen 
Machtpoker zogen ihre roten Linien. 
Dabei war auffällig, dass die FDP nicht 
nur klammheimlich mit den Positionen 
der Unionsparteien sympathisierte: 
Es waren auch ihre eigenen. Für beide 
Seiten gab es aber ein Problem: Der 
Elefant im Raum war die überfällige 
Erhöhung des Regelsatzes, für den die 
Koalition schon mal den Betrag von 52 
€ in die Debatte geworfen hatte. Die 
Erwartung, dass zumindest das sicher 
zum Jahresanfang 2023 kommt, war 
groß. Weder Koalition noch Unions-
parteien wollten sich die Verantwor-

tung zuschreiben lassen, durch lange, 
zähe Verhandlungen diese – wegen 
der Teuerung ohnehin mäßige – Ver-
besserung verhindert zu haben. Da-
her machte CDU-Chef Merz schon 
früh den Vorschlag, die Erhöhung des 
Regelsatzes vom sonstigen Entwurf 
abzutrennen und als besonderen Be-
schluss vorzuziehen. Natürlich ging 
die Koalition darauf nicht ein, denn 
damit wäre ihr selbst ein Druckmittel 
abhanden gekommen. Es kam, wie 
es kommen musste: Die Ampelmehr-
heit im Bundestag nahm das Gesetz in 
Gänze an, die unionsgeführten Länder 
verweigerten im Bundesrat die Zustim-
mung. Also wurde zwischen beiden 
Seiten neu verhandelt mit dem oben 
beschriebenen Ergebnis. Dieses wurde 
im weiteren parlamentarischen Verfah-
ren (Vermittlungsausschuss, erneuter 
Beschluss von Bundestag und Bundes-
rat) angenommen. FDP und Unions-
parteien schlugen sich dröhnend auf 
die Brust, die SPD stimmte bei, indem 
sie das Werk zum „Fortschritt“ erklärte.

Da die neuen Bestimmungen letzt-
lich nichts anderes sind als kosmeti-
sche Verbesserungen, kann nur die 
Zukunft zeigen, ob sich praktisch et-
was verändert. Ein Beispiel wäre der 
mit viel rhetorischem Aufwand be-
gründete neue Vorrang von Aus- und 
Weiterbildung, Umschulung etc. vor 
hastiger Unterbringung in irgendei-
nen Aushilfsjob. Neue Floskeln brin-
gen vielleicht bei dem einen oder der 
anderen Jobcenter-Angestellten bzw. 
Beratungsuchenden ein Umdenken. 
In der Breite aber braucht das Zeit. Das 
wissen gerade Langzeitarbeitslose am 
besten in ihrem alltäglichen Kampf mit 
den Widrigkeiten in den Ämtern und 
mit deren Vollzugskräften, also mit 
den Vorschriften und ggf. den Launen. 
Auch das ist ein Terrain und eine Form 
des Klassenkampfs, denn wie mit den 
Ausgegrenzten dieser kapitalistischen 
Gesellschaft verfahren wird, das bie-
tet auch ein Beispiel für die Diszipli-
nierung der Arbeitskräfte. Auch die 
Gewerkschaften müssen das wissen.

30.11.22
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Notizen eines kubanischen Sommers 
Kuba in den schwierigsten Zeiten der letzten Jahre.

Eines muss gleich zu Anfang ge-
sagt werden: Kuba erlebt gerade die 
schwierigsten Zeiten der letzten Jah-
re. Die Probleme, die andere Länder 
durch die globale Krise, den Anstieg 
der Preise für Grundnahrungsmittel 
und Treibstoff haben, muss man sich 
im Fall der Insel um ein Vielfaches 
multipliziert denken. 

So haben nur die über 130 neuen 
Sanktionsmaßnahmen des Präsiden-
ten Trump dem Land zusätzliche 
Schäden von über fünf Milliarden 
Dollar verursacht. Allein dessen 
letzter Schachzug – den er quasi in 
den letzten Minuten seiner Amtszeit 
machte und mit dem er Kuba auf 
die Liste der Staaten gesetzt hat, die 
den Terrorismus unterstützen – ver-
ursacht dem Land riesige Probleme 
mit großen Auswirkungen auf seine 
Wirtschaft und seine Finanzen, weil 
Kuba dadurch fast komplett vom in-
ternationalen Zahlungsverkehr ab-
geschnitten wurde. Jedes Unterneh-
men, jede Bank, jeder Investor hat 
Angst, mit einem Staat Geschäfte zu 
machen, den die USA auf diese Wei-
se gebrandmarkt haben, auch wenn 
jedem klar ist, dass dies ein rein will-
kürlicher Akt war. Alle Manöver, die 
notwendig sind, jede Transaktion zu 
verschleiern, machen die Produkte 
teurer und teurer. Kuba muss für 
alles, was es importiert, 20 Prozent 
mehr als jedes andere Land bezahlen.

Devisen bzw. deren Knappheit 
sind das große Problem, das fast alle 
anderen mit sich bringt. Deswegen 
war auch die angekündigte Schaf-
fung eines neuen Devisenmarktes 
mit einem „wirtschaftlich begründeten 
Wechselkurs, auf dem alle Währungen 
einschließlich des Dollars, gehandelt wer-
den“, die am meisten diskutierte von 
allen vorgesehenen Maßnahmen. Als 
dann am 3. August in der Sendung 
Mesa Redonda bekanntgegeben wur-
de, dass ab dem folgenden Tag der 
Staat Fremdwährungen zu einem 
Wechselkurs von 120 Pesos für einen 
Dollar (mit entsprechenden Kursen 
für Währungen wie Euro, mexikani-
scher Peso etc.) kaufen werde, war die 
Überraschung groß, aber die Gefühle 
in der Bevölkerung waren durchaus 

gemischt. Man ahnt wohl das damit 
verbundene Risiko. Aber Fakt ist, 
dass der Staat jetzt in Konkurrenz zu 
dem illegalen Markt gegangen ist, der 
die ganze Zeit immer größere Blüten 
trieb. Der Kubaner oder Ausländer 
mit Dollar oder Euro in der Hand 
wollte sein Geld in der Regel nicht zu 
einem Kurs 24 Pesos für einen Euro 
umtauschen, sondern hat lieber mit 
einem von den Händlern, die sich 
an jeder Ecke anboten, sein Geschäft 
gemacht und dafür 100, 110 oder was 
auch immer der illegale Tageskurs 
gerade war, eingeheimst. (Ich hatte ja 
bereits mal erwähnt, dass als wir 1000 
Euro bei einer Banco 
de Comercio umtau-
schen wollten, man 
da hektisch alles an 
Scheinen zusammen-
suchte und uns sag-
te, das sei man nicht 
gewohnt, die Leu-
te tauschten, wenn 
überhaupt, nur klei-
ne Beträge um.) All 
diese Devisen gingen 
also bisher am Staat 
vorbei. Jetzt möchte 
man erst einmal so 
viel Fremdwährung 
wie möglich ein-
sammeln, daher der 
höhere Kurs. Wenn 
man das gleiche Geld 
auf legalem Wege be-
kommen kann, wer-
den die Leute in der 
Regel nicht die Spekulanten aufsu-
chen. Es ist nicht dasselbe, sich in die 
Sicherheit einer Bank zu begeben, wo 
alles transparent ist, oder ein Geschäft 
mit unbekannten Personen in einem 
unbekannten Haus zu tätigen. Na-
türlich wird es immer Leute geben, 
die trotzdem den illegalen Händler 
aufsuchen, aber der geht jetzt auch 
ein großes Risiko ein. Er begeht eine 
Straftat, und es wurde bereits gesagt, 
dass dem jetzt ein Ende gesetzt wer-
den soll. Es war zwar schon immer il-
legal, aber die Verfolgung dieses Trei-
bens war äußerst lasch. Wahrschein-
lich fühlte sich der Staat selbst nicht 
wohl dabei, den Leuten für einen 

Euro nur 24 Peso zu geben. Für den 
Touristen außerhalb der all-inclusive 
Anlagen war dieser Zustand wohl 
auch sehr verwirrend. Sobald jetzt 
also der potenzielle Kunde am Flug-
hafen ankommt, ist da jetzt sofort die 
Cadeca, die Wechselstube, wo er sein 
Geld umtauschen kann. Und es muss 
jetzt auch mit Nachdruck durchge-
setzt werden, dass die Währung, die 
in Kuba gilt, der kubanische Peso ist 
und sonst nichts. Es darf so z. B. keine 
Taxifahrer mehr geben, die sich wei-
gern, kubanische Pesos anzunehmen. 
All das muss jetzt der Vergangenheit 
angehören. Die Voraussetzungen 

dafür sind gegeben, dass der Staat 
die Kontrolle übernehmen kann. Er 
verfügt über ein ausgedehntes Ban-
kennetz, einschließlich der Möglich-
keit elektronischer Überweisungen. 
Die Leute können jetzt ganz bequem 
über Transfermovil von zuhause aus 
100 Dollar tauschen und dafür 12.000 
CUP bekommen.

Für die Menschen, die sich kei-
ne Deviseneinnahmen verschaffen 
können, liegen die Vorteile dieser 
Maßnahmen allerdings in weiter 
Ferne. Sie werden sie erst bemerken, 
wenn sie ihnen durch eine allgemeine 
Verbesserung der Wirtschaft, einen 
Rückgang der Preise und ein stabi-

Menschen in der Gemeinde Minas de Matahambre in 
Pinar del Rio berichten Miguel Díaz-Canel von der harten 

Arbeit, die sie geleistet haben, und von der Arbeit, die sie 
noch vor sich haben. 

Foto: Estudios Revolución
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leres Angebot an Waren und Dienst-
leistungen zugutekommen.

Alles steht und fällt damit, ob es 
gelingt, an mehr Devisen zu kom-
men. Die finanziellen Zuwendungen, 
die sog. remesas, die Angehörige aus 
dem Ausland ihrer Familie in Kuba 
zukommen lassen und die einmal 
drei Milliarden US-Dollar pro Jahr 
eingebracht haben, sind durch die 
Schließung von Western Union und 
anderen Anbietern immer weniger 
geworden. Überall auf der Welt kön-
nen diejenigen, die in andere Länder 
ausgewandert sind, ihre Familien in 
der Heimat unterstützen. Aber auch 
dies wird Kuba verwehrt. Der me-
xikanische Präsident Manuel López 
Obrador wies darauf hin, dass laut 
Daten der Bank von Mexiko sein 
Land im Jahr 2021 insgesamt 51.585 
Millionen Dollar von Mexikanern 
erhalten habe, die in den USA ar-
beiten. Dies helfe dabei, die Krise 
zu überwinden, weil diese Überwei-
sungen die Haupteinkommensquelle 
des Landes darstellen würden. Nun 
arbeiten naturgemäß nicht so viele 
Kubaner in den USA wie Mexika-
ner, aber auch deren Geldtransfers 
würden der Wirtschaft Kubas einen 
positiven Schub versetzen. Deshalb 
setzte sich der mexikanische Präsi-
dent vehement dafür ein, dass auch 
kubanische Migranten, genau wie alle 
anderen auf der Welt, die Möglich-
keit haben müssten, ihren Familien 
in Kuba problemlos Geld zukommen 
zu lassen. Im Rahmen des von der 
UNO proklamierten Internationalen 
Tages der Familienüberweisungen 
am 16. Juni hat die Internationale Or-
ganisation für Migrationen der UNO 
die Anstrengungen jener anerkannt, 
die ihre Familien im Herkunftsland 
unterstützen, ihnen so eine bessere 
Lebensqualität ermöglichen, was sie 
zu wichtigen Akteuren für die Ent-
wicklung ihrer Gemeinden und das 
Wachstum ihrer Länder werden lässt. 
Auch in Ländern wie El Salvador, 
Honduras und Jamaika beispielswei-
se machen diese Überweisungen 20 
Prozent des BIP aus. Aber dass die 
Gemeinden Kubas sich entwickeln 
und seine Wirtschaft wächst, das ist 
im Plan der USA nicht vorgesehen – 
im Gegenteil.

Ein Lichtblick ist Mexiko, das jetzt 
200 Fachärzte aus Kuba angefordert 
hat, damit sie in Gebieten des Landes 
arbeiten, die nicht attraktiv sind und 

daher insbesondere von Fachärz-
ten gemieden werden. Es gab zwar 
heftigen Protest der mexikanischen 
Ärztekammer, aber Präsident López 
Obrador hat die Argumente auf sei-
ner Seite. Wenn kein mexikanischer 
Arzt dorthin möchte, müsse man 
eben eine andere Möglichkeit finden, 
die Bevölkerung dort medizinisch zu 
versorgen, meinte er, und kündigte 
an, weitere kubanische Ärzte in an-
deren Gemeinden einsetzen zu wol-
len. Auch in Honduras mit der neuen 
Präsidentin Xiomara Castro werden 
ab September wieder einige kubani-
sche Ärzte arbeiten.

Touristen sieht man zwar wieder, 
aber immer noch nicht genug, auch 
wenn ich heute nach langer, langer 
Zeit wieder eine Gruppe deutscher 
Touristen in Begleitung eines kuba-
nischen Reiseführers über den Markt 
19 y A in Ve-
dado habe lau-
fen sehen. Viel-
leicht kommen 
ja in der kälte-
ren Jahreszeit 
größere Mas-
sen. Aber auch 
wenn es jetzt 
möglich ist, mit 
der MIR Kre-
ditkarte über-
all an den Kas-
senautomaten 
Geld zu ziehen, 
wird sich die 
Zahl der rus-
sischen Tou-
risten, die vor 
COVID den größten Anteil stellten, 
wohl in Grenzen halten. Durch die 
Sanktionen der Europäer sind keine 
Direktflüge von Russland nach Kuba 
mehr möglich. Jeder Flug auf die Insel 
muss über Istanbul gehen, was ihn für 
die meisten wohl unerschwinglich 
macht. Ob aber die unsichere Lage die 
übrigen nicht sanktionierten Europä-
er mit ihren Devisen zu uns bringt 
und wir die avisierten 2,5 Millionen 
Besucher erreichen werden, steht 
noch in den Sternen.

Um an weitere Devisen zu kom-
men, sollen jetzt Joint Ventures 
zwischen staatlichen und privaten 
Unternehmen erlaubt werden. Die 
Zusammenarbeit zwischen beiden 
Unternehmensformen gab es ja schon 
länger und hat sich in einigen Ge-
meinden bereits positiv ausgewirkt. 

Aber es ist trotzdem neu, dass sie jetzt 
auf Engste zusammengehen und sich 
nicht mehr als Gegner ansehen.

Auch die angekündigten Konsig-
nationsverkäufe (eine Art Verkauf auf 
Kommission, die Red.) durch in- und 
ausländische Lieferanten sowie die 
Vergabe einer Lizenz an die kubani-
sche Post für grenzüberschreitenden 
elektronischen Handel dienen diesem 
Zweck.

Außerdem hat Kuba zu erkennen 
gegeben, dass es am Kapital aus der 
Exilgemeinde interessiert ist. Es ist ei-
niges in Bewegung und manches mag 
den Vertretern der reinen Lehre auch 
nicht gefallen. Aber die müssen sich 
auch nicht durch den kubanischen 
Alltag kämpfen.

Wie der Ökonom Ramón Laba-
ñino in der Sendung "Cuadrando la 
Caja sagte: „Ich habe eine besorgniser-

regende Zahl gehört. Dieses Jahr haben 
wir ein Haushaltsdefizit von 76.000 Mil-
lionen Pesos (CUP).“

Dass das Land noch so funktio-
niert, wie es das tut, grenzt an ein 
Wunder. Wir haben zwar COVID 
unter Kontrolle, wir können endlich 
wieder ohne Maske atmen, aber an-
sonsten ist alles so schwierig, wie in 
den letzten acht Jahren nicht, in denen 
wir hier leben. Es gab dieses Jahr kei-
ne Sonderzuteilung zum 26. Juli, und 
die Kroketten und Hähnchen kamen 
auch nicht wie geplant. Hay que im-
provisar: Man muss improvisieren, 
sagten mir die Leute, als sie am 26. 
Juli sahen, dass im Laden keine Ware 
geliefert wurde und sie sich wieder 
auf den Heimweg machten. Ein paar 
Unermüdliche standen immer noch 
im Schatten unter einem Baum und 

Beim Wiederaufbau nach dem Sturm spricht man lieber ... 
Foto: Jaliosky Ajete Rabeiro
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wollten die Hoffnung nicht aufgeben, 
aber es sah nicht gut aus. Wobei ich 
immer wieder bewundernswert fin-
de, wie gelassen, die meisten damit 
umgehen. Ich betone hier, die meis-
ten, weil es natürlich schon gelegent-
lich zu Ausbrüchen kommt und auch 
die Volksvertreter wüst beschimpft 
werden. Aber auch sie versuchen 
beruhigend auf die Menschen ein-
zuwirken, erklären, lassen sich nicht 
provozieren. Trotz allem aber, und 
das kann gar nicht oft genug betont 
werden, ist die Lieferung der Grund-
nahrungsmittel auf Libreta nie ausge-
blieben. Es gibt immer Reis, Bohnen, 
Zucker, Kaffee, Öl, in bestimmten 
Abständen Spülmittel, Seife, Zahn-
pasta, (auch wenn es im Augenblick 
Probleme mit dem Salz zu geben 
scheint) und die täglichen Brötchen. 
In konterrevolutionären Websites 

wurde kolportiert, dass es nur noch 
drei statt der bisherigen fünf Eier pro 
Person pro Monat gebe. Früher gab 
es mal zehn. Aber siehe da, es gab 
dann sechs in diesem Monat. Damit 
lässt sich nun nicht im Luxus leben, 
so viel steht fest. Aber allein das zu 
garantieren, verlangt von dem Land 
ungeheure Anstrengungen. Das, 
was man sonst noch braucht, muss 
man sich meist mit Schlange stehen 
erarbeiten. Eine der meist gestellten 
Fragen, die man überall hören kann, 
wenn man durch die Straßen geht, ist: 
Qué sacaron? Soll sinngemäß heißen: 
Was ist heute geliefert worden? Und 
je nachdem wie die Antwort lautet, 
sind die Schlangen dann größer oder 
kleiner. Für Leute mit MLC-Karte 
sind die Schlangen zwar kleiner, aber 
auch dort sind die Regale oft leer und 

auch dort ist die Freude groß, wenn 
man etwas findet, was man braucht. 
Es gibt eben kaum Devisen.

Die Versorgung mit Medikamen-
ten ist zwar ein weiteres Problem, 
weil es sporadisch zu Engpässen 
kommt. Trotzdem werden die Basis-
arzneimittel in der Regel irgendwann 
geliefert und dann bekommt man 
die ausgefallene Dosis zusätzlich. 
Damit ist man erst einmal versorgt. 
Hier gibt es nämlich eine Karte, auf 
der die Medikamente vermerkt sind, 
die jemand regelmäßig braucht und 
auf die er Anrecht hat: Herz, Blut-
hochdruck, Diabetes etc. Dabei muss 
man sich klar machen, wie viel Geld 
der Staat allein für die Versorgung 
der Patienten mit Insulin ausgeben 
muss. Da muss – anders als bei Ta-
bletten gegen Cholesterin – die Ver-
sorgung kontinuierlich gewährleistet 

sein, sonst sind 
die Auswirkun-
gen katastro-
phal. Wenn es 
ganz schlimm 
kommt, besorgt 
man sich das 
M e d i k a m e n t 
zu überhöhtem 
Preis auf dem 
Schwarzmarkt, 
von Reisenden, 
die es etwa aus 
Mexiko einge-
führt  haben, 
wo man alle re-
zeptpflichtigen 
Medikamente 
ohne Proble-

me günstig erwerben kann. Oder 
man kennt jemanden, der noch 
ein Schmerzmittel übrig hat, denn 
Schmerzmittel zu bekommen, war 
eine Zeit lang praktisch unmöglich.

Wie von vielen erhofft, haben sich 
Vorfälle, wie die vom Juli letzten Jah-
res nicht wiederholt. Wie es scheint, 
war die Konterrevolution in Deutsch-
land und die weltweit und besonders 
die von den USA aus digital Agieren-
den aktiver als die in Kuba, denn hier 
hat sich an diesem Tag nichts bewegt.

Dabei ist die Lage nichts anders 
als vor einem Jahr. Jeden Abend 
kommt in den Nachrichten, wie viele 
Kilowattstunden heute zu Spitzen-
zeiten fehlen. Die Stromabschaltun-
gen in den Provinzen sind teilweise 
wirklich dramatisch und erinnern an 
die Sonderperiode. Langsam weiß 

jeder, wie jedes einzelne Kraftwerk 
funktioniert, welche Röhren heute wo 
undicht waren, wie aufopfernd die 
Arbeit in Heizkesseln ist und wann 
welcher Block von welchem Kraft-
werk wieder ans Netz geht. Wahr-
scheinlich erstickt allein schon die 
tägliche Berichterstattung über die 
wirklich unter schwersten Bedingun-
gen arbeitenden Menschen bei der 
Wiederherstellung des Kraftwerks-
betriebs, den Frust vieler Betroffe-
ner. Havanna selbst hat bis jetzt, was 
die Stromversorgung betrifft, Glück 
gehabt. Allerdings wurde gerade 
beschlossen, dass allen Bezirken al-
ternierend alle drei Tage von 10 bis 
14 Uhr der Strom gesperrt wird. Ich 
weiß nicht, ob aus Solidarität oder ob 
man dadurch wirklich das Los der 
anderen erleichtern kann.

Was sich aber gegenüber dem 
Sommer letzten Jahres geändert hat, 
ist das Sommerprogramm. Die Strän-
de sind voll. Die Leute haben Spaß 
und man bemüht sich auch um deren 
leibliches Wohl. Zu Anfang gab es 
ein sehr gutes Angebot zu modera-
ten Preisen, aber an manchen Stellen 
scheint auch dort wieder der Mangel 
durchzubrechen. Für die Kinder gibt 
es Programm und auch dort wird 
immer Essen und Trinken für Eltern 
und Nachwuchs angeboten. Cam-
pismo Nacional, Camping in kleinen 
Häusern mit Freizeitprogramm und 
Restauration zu moderaten Preisen 
ist eine schöne Abwechslung für 
Familien, Kulturveranstaltungen in 
großem Stil. Nach zwei öden Covid-
bedingten Sommerjahren ist all das 
ein Segen.

Problematisch scheint zurzeit die 
Entwicklung von Dengue. Nun ist 
Dengue im Sommer nichts Unge-
wöhnliches. Aber in den Jahren zuvor 
wurde immer, als die Lage sich zu-
spitzte, fumigiert. Ich erinnere mich 
an Zeiten, an denen dienstags einer 
zuhause bleiben musste, damit die 
Leute mit ihren Gerätschaften reinka-
men. Das kann in diesem Jahr nicht 
geleistet werden, es ist einfach kein 
Benzin dafür da. Im Höchstfall kann 
die Wohnung in der Leute an Dengue 
erkrankt sind, ausgeräuchert werden. 
Mehr ist nicht möglich. Man versucht 
mit Spots auf die Leute einzuwirken, 
kein Wasser irgendwo offen stehen zu 
lassen etc. Aber es regnet fast jeden 
Tag, das reicht den Moskitos Aedes 
Aegyptis wohl, um sich zu vermeh-

... über Baseball als über die Widrigkeiten des Lebens 
Foto: Boris Luis Cabrera/Cubadebate
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ren, denn es gibt deren überall genug. 
Glücklicherweise scheinen sie keine 
besonders gefährliche Variante der 
Krankheit zu verbreiten.

Auch der Transport ist weiter ein 
riesiges Problem. Die dankenswer-
terweise gelieferten Gelenkbusse aus 
Belgien, die große Mengen von Leu-
ten befördern können, sind zumin-
dest für den kubanischen Sommer 
eigentlich nicht einsetzbar. Sie haben 
wohl eine Klimaanlage für gemäßigte 
Breiten und deshalb kann man kein 
Fenster öffnen. Es wird von Leuten 
berichtet, die ohnmächtig wurden 
und Kollegen von uns lassen lieber 
diesen Bus vorbeifahren und warten 
noch länger an der Haltestelle, als 
sich der Tortur auszusetzen. Dabei 
ist, den Arbeitsplatz zu erreichen, je 
nachdem wo man wohnt, eine strate-
gische Meisterleistung. Ich habe mir 
von einer alleinerziehenden Mutter 
(der Vater des Kindes ist verstorben) 
erzählen lassen, wie sie täglich zur 
Arbeit gelangt.

„Von Montag bis Freitag geht um 5 
Uhr der Wecker. Ich mache das Wasser im 
Boiler an, dusche kalt, mache alles fertig 
für das Pausenbrot und das Mittagessen 
für meinen 6-jährigen Sohn Emir. Die 
Flaschen mit Wasser und Saft nehme ich 
aus dem Tiefkühlfach und packe sie ex-
tra in Zeitungspapier, damit sie länger 
kühl bleiben.

Um 5.40 Uhr wecke ich den Jungen, 
und er bekommt ein Glas Milch ans Bett. 
Dann bringe ich ihn dazu, mit dem in-
zwischen warmen Wasser zu duschen. 
Die Schuluniform habe ich schon am 
Vortag gebügelt und der Rucksack ist 
auch für die Schule bereit. Er geht in eine 
Schule, die in der Nähe meines Arbeits-
platzes liegt.

Um 6.10 Uhr gehen wir zur Bushal-
testelle, um zu sehen, ob wir einen Bus 
bekommen können. Um 7 Uhr ist noch 
nichts passiert. Auch kein solidarischer 
Fahrer ist vorbei gekommen, einer von 
denen, die einen ein Stück der Wegstrecke 
mitnehmen, ohne dafür etwas zu verlan-
gen. Endlich, um 7.30 Uhr kommt der 
erste Bus. Wir können nicht einsteigen, 
er ist übervoll, wohl weil einer ausgefal-
len ist.

Wir versuchen, ein Taxi zu bekom-
men. Keine Chance, alle die vorbeikom-
men, sind schon besetzt. Dann um 8.30 
Uhr kommt die Rettung – einer von 
diesen Omnibussen, die keinen festen 
Fahrplan haben. Wir steigen ein. Unter-
wegs hält er oft an, um neue Fahrgäste 

aufzunehmen oder welche aussteigen zu 
lassen. Als wir schließlich ankommen ist 
es 9.30 Uhr. Wir sind alle beide zu spät, 
aber wir sind angekommen.

Aber nicht alle Tage sind gleich. An 
anderen Tagen steigt man in den ersten 
Bus, der kommt, und fährt damit einen 
Teil der Strecke, dann nimmt man noch 
einen und vielleicht noch einen dritten. 
An manchen Tagen gehen wir schon um 
5.30 aus dem Haus. Dann müssen wir 
noch früher aufstehen und wir kommen 
oft zu spät.“

Während ich diese Zeilen schrei-
be, brennen immer noch Tanks eines 
großen Treibstofflagers in Matanzas, 
nachdem ein Blitz in einen dieser 
Tanks eingeschlagen hat, der so stark 
war, dass selbst die Sicherung mit 
Blitzableitern nichts nützte. Immer 
wieder kommt es zu Explosionen und 
schwarze Rauchschwaden ziehen 
über Havanna. Präsident Díaz-Canel 
hat befreundete Länder, die Erfah-
rung mit ähnlichen Katastrophen ha-
ben, um Hilfe gebeten. In der Nacht 
sind fünf Flugzeuge aus Mexiko und 
Venezuela mit Tonnen an chemischen 
Stoffen zum Ersticken der Flammen 
und mit Experten am Flughafen in 
Varadero gelandet. Selbst wenn die 
Flammen gelöscht werden können, 
haben wir Unmengen an Treibstoff 
verloren. Damit werden sich unsere 
Probleme bei der Stromversorgung 
weiter vergrößern. Hinzu kommt, 
dass die Beschaffung von Treibstoff 
für Kuba sowieso ein Problem ist, da 
viele Tanker die Insel aus Angst vor 
Sanktionen nicht anlaufen wollen, 
von der Finanzierung der jetzt not-
wendig gewordenen zusätzlichen 
Mengen an Diesel ganz zu schwei-
gen. Nach der Explosion im Saratoga 
Hotel mit großen Zerstörungen und 
vielen Toten ist das die zweite Kata-
strophe binnen kurzer Zeit, die das 
Land bewältigen muss.

Die Konterrevolution in Miami 
jubelt und frohlockt bei jeder Katast-
rophe, die über uns hereinbricht und 
die wir wieder mit unseren wenige 
Ressourcen bewältigen müssen. Ein-
schränkungen, die sich für uns durch 
die Blockade und durch solche Ka-
tastrophen ergeben, sind für sie ein 
willkommener Anlass, um weiter sa-
gen zu können, dass das kubanische 
Modell nichts tauge. „Die Blockade 
wird aufrechterhalten, weil Kuba ohne 
sie ein Modell der menschlichen Gesell-
schaft wäre, das für die Weltordnung zu 

subversiv ist“ sagte Präsident Díaz-
Canel am 26. Juli.

Dieses Modell aufrechtzuerhal-
ten, ist ein schwieriges Unterfangen. 
Durch die Beispiele in dem ganzen 
Text wird deutlich, welche Gratwan-
derungen dabei unternommen wer-
den müssen. Denn um die soziale 
Gleichheit zu erreichen, die die Es-
senz des Sozialismus ist, muss man 
mit Maßnahmen leben, die zunächst 
eben diese soziale Gleichheit gefähr-
den. „Diese wachsende Ungleichheit 
ist nicht nur das größte sozioökono-
mische Problem des Landes, sondern 
auch eine politische und ideologische 
Herausforderung. Soziale Gleichheit 
ist für den kubanischen Sozialismus 
nicht nur ein Ziel, sondern ein not-
wendiger Ausgangspunkt für jede 
Entscheidung. Der einzige Ausweg ist 
mehr Sozialismus, die einzige Lösung 
für Kuba ist mehr Revolution. Wenn 
wir die Gleichheit als unvermeid-
liche Variable in diesem Bestreben 
betrachten, haben wir eine größere 
Chance auf Erfolg in diesem wich-
tigen Kampf gegen die Armut, der 
notwendigerweise auch ein Kampf 
gegen die Ungleichheit als einen Wert 
sein muss, der mit den Grundsätzen 
der sozialen Gerechtigkeit und der 
Volkssouveränität unvereinbar ist, 
die die Geschichte unseres Landes 
bestimmt haben“, hat Michel Torres 
in einem Artikel geschrieben.

Damit Kuba diesen Kampf gewin-
nen kann, braucht es eure Solidarität. 
Die Welt muss wissen, was dieses 
Volk für seine Souveränität, für die 
Verwirklichung des Ideals einer ge-
rechten Gesellschaft auf sich nimmt. 
Das zu vermitteln ist euer Teil dieses 
Kampfes.

Renate Fausten
CUBA LIBRE 4-2022
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Der spanische Bürgerkrieg

Die Niederlage der spanischen Re-
publik 1939 war eine Niederlage für die 
spanische und internationale Arbeiterbewe-
gung und ist bis heute Thema ungezählter 
Bücher. 

Die Aufsätze in dem vorliegenden Buch 
sind erstmalig in der Arbeiterstimme in 
den Ausgaben September 1986 bis Okto-

240 Seiten, Paperback, 12,– E
ISBN 3-00-010296-5
Herausgegeben von der
Gruppe Arbeiterstimme

Bestelladresse:
Arbeiterstimme, Postfach 910307
90261 Nürnberg
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ber 1987 veröffentlicht und später in einer 
Broschüre zusammengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst vergrif-
fene Broschüre mit einigen Ergänzungen 
neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der 
seltenen Darstellungen der Ereignisse in 
Spanien aus der Sicht der KPO (Kommu-
nistische Partei – Opposition), bzw. der 
sich in diese Tradition stellenden Gruppe. 
Die Position dieses Teils der Arbeiterbe-
wegung wird in der bis heute andauernden 
Diskussion kaum zur Kenntnis genommen. 
Im Anhang werden einige Diskussionsbei-
träge aus unserer Zeit dokumentiert. Die 
Kämpfe in Barcelona im Mai 1937, und die 
Kontroverse um den „Fall Maurin„ werden 
unter Verwendung erst jetzt zugänglicher 
Materialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als einen 
Beitrag zur Diskussion über eine der Ur-
sachen, die zur weltweiten Niederlage der 
Arbeiterbewegung und der Ansätze zum 
Sozialismus geführt haben.

Silke Makowski

„Helft den Gefangenen in Hitlers Kerkern“
Die Rote Hilfe Deutschlands in der Illegalität ab 1933

Der antifaschistische Widerstand der 
Roten Hilfe Deutschlands (RHD) ist bis-
her weitgehend unbekannt, obwohl sich 
Zehntausende AktivistInnen aus ver-
schiedenen sozialistischen Strömungen 
daran beteiligten. Spendensammlungen 
für die politischen Gefangenen, interner 

Zeitungsverkauf sowie Flugblattverteilun-
gen gegen den NS-Terror fanden selbst in 
kleineren Orten statt, während in größeren 
Städten noch über Jahre hinweg ein gut 
organisierter illegaler Apparat existierte, 
der die Arbeit der Basiszellen koordinier-
te. Durch internationale Kontakte konnten 
weltweite Freilassungskampagnen initiiert 
und die Flucht von Verfolgten organisiert 
werden. Zahllose Rote HelferInnen wurden 
für ihren Widerstand zu hohen Strafen ver-
urteilt, und viele von ihnen wurdenvon den 
Nazis ermordet.

Die Broschüre zeigt die Bandbreite 
des Widerstands der Roten Hilfe gegen 
den NS-Terror auf und regt durch vie-
le Beispiele aus verschiedenen Städten 
und Regionen zur eigenen Spurensuche 
vor Ort an.

Schriftenreihe des Hans-Litten-Archivs
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